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«Mission statement»

Das BULLETIN des alternativen Zug 
wird von folgenden Gruppen getragen:

Alternative – die Grünen Baar 
Alternative – die Grünen Menzingen 
Alternative – die Grünen Unterägeri 
Alternative – die Grünen Stadt Zug 
Alternative – die Grünen Zug
Forum Oberägeri
Grünes Forum Hünenberg
Grüne Risch-Rotkreuz
Grüne Steinhausen 
Krifo Alternative Cham

Das BULLETIN setzt sich mittels seiner 
Publikationen ein für die Förderung 
und den Erhalt von Lebensqualität im 
Sinne von:
• Sozialer Gerechtigkeit, Schutz von 

sozial Benachteiligten

• Ökologischer Nachhaltigkeit, Schutz 
von Lebensräumen und der Natur

• Gleichwertigkeit von Geschlecht und 
Rasse

• Verantwortung des Einzelnen gegen-
über der Gesellschaft und Verantwor-
tung der Gesellschaft gegenüber dem/
der Einzelnen.

Die Redaktion recherchiert zu politi-
schen und gesellschaftlichen Themen 
nach bestem Wissen und Gewissen. Sie 
nimmt aktuelle Themen der alterna-
tiven Gruppierungen aus den einzelnen 
Zuger Gemeinden auf. Das BULLETIN 
fördert das politische Bewusstsein der 
Bevölkerung und trägt zur Meinungs-
bildung bei.

Redaktion und Herausgeberverein 
«Das BULLETIN»

© Diego Balli
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Ich habe es bereits vier Mal getan. 
Die «Neue Zuger Zeitung» abbe-
stellt. Aus Frust. Aus Protest. Aus 
Überzeugung. Aus Verzweiflung. 
Um ein Zeichen zu setzen. Vier 
Mal habe ich das Abo allerdings 
wieder bestellt. Denn wie das 
überall bei einem Monopol ist: Es 
gibt keine Alternative.

Die Zentralschweiz mit ihren 
sechs Kantonen hat nicht mehr zu 
bieten als eben diese eine Tages-
zeitung. Theoretisch könnte es ja 
funktionieren. Mit genügend 
Distanz zu den politischen Ak-
teuren traue ich gewissen Journa-
listen zu, dass sie es schaffen 
würden, mit einer neutralen 
Berichterstattung der Bevölkerung 
bei der Meinungsbildung zu 
helfen. Was gewisse Redaktoren 
der «Neuen Zuger Zeitung» ma-
chen, ist eine politisch motivierte 
Beeinflussung der Bevölkerung.

Jolanda Spiess-Hegglin, Co-Präsidentin Alternative – die Grünen Kanton Zug | Bild 
Alternative – die Grünen Zug

Gegen Medien-Monopole

Es gibt eine Untersu-
chung des Instituts 
für Medienwissen-
schaften der Uni 
Bern (2011), welcher 
man eindrücklich 
entnehmen kann, wo 
sich die «Neue 
Luzerner Zeitung» in 
der Schweizer Medi-
enlandschaft befin-
det. Sie ist angesiedelt 
in der Sparte «Rechts-
liberal-wirtschaftspo-
litisch-reformerisch 
im Sinne der Rechts-
FDP und gemässigten 
SVP, für Staatsab-
bau». Eine Spalte 
neben der «Weltwo-
che» und der 
«Schweizer zeit». Die 
politische Ausrich-
tung ist das eine. Die 
persönliche Motiva-
tion einzelner Journa-
listen das andere.

Oder ist Ihnen noch nie aufgefal-
len, dass in Artikeln des einen 
Redaktors überdurchschnittlich 
oft «Linker Stadtrat», «Direktion 
des Innern» oder «Andreas 
Kleeb» vorkommt? Genau das 
Gegenteil in Kantonsratsberichter-
stattungen seines Redaktionskol-
legen. Selten liest man da von 
den Alternativgrünen, auch wenn 
diese die Debatte dominierten. So, 
als würden sie nicht existieren. 
Das Problem ist jetzt einfach, 
dass die Leserschaft alle Informa-
tionen der Zeitung entnehmen 
muss und selten live dabei ist. 
Was dann zu einer verzerrten 
Wahrnehmung führt und die 
Meinungsbildung der ZugerInnen 
stark beeinflusst. Das ist proble-
matisch. Wenn sich ein Redaktor 
nicht im Griff hat und seine 
politische Meinung nicht aus der 
Berichterstattung nehmen kann, 
muss er quittieren. 

Ich gebe es hier zu: Ich habe das 
auch gemacht. Ich arbeitete 
sieben Jahre beim Regionalfernse-
hen und -radio. Wenn es politisch 
wurde, gab ich mir Mühe. Ich 
wollte neutral sein und es ist mir 
meistens gelungen. An jenem Tag, 
als ich über den Neonazi-Auf-
marsch bei Sempach an der 
Gedenkfeier so neutral wie 
möglich berichtete, habe ich den 
Bogen wohl überspannt. Am 
darauffolgenden Tag rief mich 
Hans Stutz (Rechtsextremismus-
Experte, Grüne Luzern) auf der 
Redaktion an und fragte, ob es 
eigentlich noch gehe. So unkri-
tisch wie ich könne man über 
dieses braune Volk einfach nicht 
berichten. Das war dann zu viel 
und ich quittierte bald darauf. Ich 
legte die Neutralität ab und 
irgendwann trat ich der Partei bei.

Hier in Zug wird sich bei den 
Printmedien aber nicht so schnell 
etwas ändern. Wer sich alternativ 
informieren möchte, besucht 
www.zentralplus.ch. Die Online-
Artikel über Zug und Luzern sind 
kreativ und tiefgründig. So war es 
dann auch Zentralplus, welche 
über die «schwerwiegenden 
Fehlleistungen der Zuger Zei-
tung» (Zitat eines Medienprofes-
sors im Romer-PUK-Bericht) 
schrieb. Die «Neue Zuger Zeitung» 
hat die beiden Seiten (Erben der 
Witwe / Stadtrat) nicht gleich 
behandelt, also unterschiedlich oft 
zu Wort kommen lassen. So kann 
man ganz einfach die Stimmung 
in der Bevölkerung beeinflussen 
und aufheizen. Dass dann der 
«Fall Romer» zum «Fall Stadtrat» 
wurde, ist der «Neuen Zuger 
Zeitung» und der «Weltwoche» zu 
verdanken. Selbstverständlich 
konnte man nichts Derartiges in 
der Monopolzeitung lesen. Das 
wäre ja dann doch zu peinlich. Ich 
jedenfalls stehe kurz vor meiner 
fünften Abokündigung. Und Sie?  ■
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Jonas Feldmann, Co-Präsident Junge Alternative Zug | Bilder Junge Alternative

Das Zuger Seeufer sei «kein Rummel-
platz, wo man sich bewegen kann, 
wie es einem so passt, bis hin zu 
grillieren und Würstli bröteln», mein-
te der Zuger SVP-Baudirektor Heinz 
Tännler diesen Sommer in der Sen-
dung «Schweiz aktuell». Eine Aussa-
ge, die nicht nur unter uns jungen 
Zugerinnen und Zugern für Empö-
rung sorgte. Zwar ist die Zuger Ge-
setzesgebung mit ihrem kleinlichen 
Ordnungsbussenreglement und der 
generellen Überpräsenz von Polizei 
und privaten Sicherheitspatrouillen 
bereits heute darauf aus, jegliche Al-
ternativ- und Jugendkultur möglichst 
weit weg von der noblen Zuger Fla-
niermeile und der leider 360 Aben de 
im Jahr toten Zuger Altstadt zu verla-
gern. So deutlich wie Tännler hat es 
aber wohl bisher noch keiner gesagt: 
Jugendliche sind am Zuger Seeufer 
nicht erwünscht. 

Das Zuger Seeufer gehört uns allen!
Nur hat der Baudirektor offenbar 
nicht damit gerechnet, dass es in 
Zug noch immer viele Jugendliche 
gibt, die sich noch nicht haben un-
terkriegen und vertreiben lassen. 
Für uns junge Alternative jedenfalls 
war schnell klar, dass wir eine sol-
che Aussage nicht unkommentiert 
hinnehmen würden. Das Zuger See-
ufer gehört uns allen, finden wir, 
und an unserem Seeufer soll jede 
und jeder sich frei bewegen und 
Würstli bröteln dürfen. Bald hatten 
wir auch schon eine Idee, wie wir 
gegen diese blöde Aussage protestie-
ren könnten: Wir würden an einem 
Samstagabend im September ein öf-
fentliches Würstli bröteln an zentra-
ler Lage am Zugersee organisieren. 
Wenn wir als Veranstalter nur den 
Grill zur Verfügung stellten, also 

keine Esswaren oder Getränke ver-
kaufen oder verteilen würden, 
könnte uns ja niemand etwas vor-
halten. Schliesslich sei es ja (noch) 
nicht verboten, am Zuger Seeufer zu 
grillieren. Dachten wir.

Nur mit Bewilligung
Als ich jedoch am Vortag des abge-
machten Termins, gerade aus mei-
nen wohlverdienten Sommerferien 
in Montenegro zurückgekehrt, mein 
Mobiltelefon anschaltete und zum 
ersten Mal seit einigen Tagen meine 
Nachrichten und Mails durchlas, 
musste ich zu meinem Erstaunen le-
sen, dass unser Anlass offenbar be-
willigungspflichtig sei und ich mich 
noch an diesem Nachmittag bei der 
Zuger Polizei, welche offenbar  Wind 
von unserer geplanten Veranstal-
tung bekommen hatte, melden sollte. 

Junge Alternative

Zwar war der Herr, bei dem ich als-
bald vorzusprechen hatte, sehr 
freund lich und hilfsbereit – und das 
trotz unserer notgedrungenen Kurzfris-
tigkeit. Trotzdem war ich geschockt 
vom notwendigen Prozedere. Dass 
man für eine kommerzielle Gross-
veranstaltung wie das Zuger Seefest 
oder die Jazz Night, meinetwegen 
auch für das Aufstellen eines einzel-
nen Verkaufsstandes, eine Bewilli-
gung braucht, finde ich ja absolut 
logisch. Dass es für die Nutzung des 

öffentlichen Raums gewisse Spielre-
geln gibt, zum Beispiel betreffend 
Sicherheit und Umweltschutz, eben-
falls. Dass man aber eine schriftliche 
Bewilligung braucht, um am Zuger 
Seeufer einen kleinen und notabene 
nicht privaten, sondern allen Men-
schen offenen Holzkohlegrill aufzu-
stellen, eine zusätzliche, wenn man 
noch ein Transparent (ohne Partei-
namen, Logo oder sonstige Werbung) 
aufhängen möchte und eine Sonder-
bewilligung für die Musik, die wir 
während des Anlasses in selbstver-
ständlich angemessener Laut stärke 

Mehr Würstlibröteln

Unter dem Motto «Das Zuger Seeufer gehört uns allen!» trafen sich an 
einem Samstagabend im September ungefähr zwanzig Jugendliche am 
Zuger Seeufer zum öffentlichen Protestgrillieren gegen fragwürdige Aus-
sagen des Zuger Baudirektors. Der Anlass war ein voller Erfolg.

Seeufer als «Rummeplatz» für bewegte DemonstrantInnen.
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hörten, fand und finde ich übertrie-
ben. Wenigstens bekamen wir 
schliess lich unsere Bewilligung, 
aber auch nur, weil unser Anlass, 
welcher übrigens von 18.00 bis 21.00 
Uhr dauerte und damit weder die 
Nachtruhe noch andere Veranstal-
tungen konkurrenzierte, einen poli-
tischen Hintergrund hatte. Eine pri-
vate Veranstaltung mit demselben 
Programm wäre auf keinen Fall be-
willigt worden, wie der Herr Beamte 
mir mehrmals zu verstehen gab. Was 
übrigens passiert wäre, hätten wir 
unsere Würste ohne Bewilligung 
grilliert, wollte mir trotz mehrma-
ligem Nachfragen meinerseits nie-
mand verraten. Es wäre wohl teuer 
geworden. 

Gemütlich, friedlich, sauber
Mit der schriftlichen Bewilligung in 
der Hosentasche fanden wir uns dann 
am abgemachten Abend, pünkt lich 
um 18.00 Uhr, am Zuger Seeufer un-
terhalb der Rössliwiese ein und ent-
zündeten die Holzscheite in unserem 
mitgebrachten Grill. Unerwarteter-
weise spielte sogar das Wetter mit 
und bald genossen wir, es waren 
knapp zwanzig Jugendliche gekom-
men, unsere selbst mitgebrachten 
Grillspezialitäten, den herrlichen Son-
nenuntergang über dem Zugersee und 
die absolut friedliche und gemütliche 
Stimmung. Auch die Aufmerksam-
keit der Passantinnen und Passanten 
war uns gewiss. Zahlreiche Spazier-
gängerinnen und Spaziergänger ka-
men offen auf uns zu, sprachen uns 
auf unser Transparent und die darauf 
geschriebene Forderung an und ihre 
Rückmeldungen waren durchwegs 
positiv. Und als wir gegen 21.00 Uhr 
das Feuer löschten, unsere Sachen 
zusammenräumten, den Abfall ent-
sorgten (Glasflaschen und Aludosen 
wurden selbstverständlich fachge-
recht entsorgt) und uns auf den Weg 
nach Rotkreuz machten, wo wir im 
Jugendclub Red-X noch eine After-
party organisiert hatten, waren wir 
alle satt und zufrieden. 

Würstlibröteln verbindet
Ein Feuer, ein Grillrost, etwas Mu-
sik – es braucht nicht viel, um einen 
lauschigen Platz am Zuger Seeufer 
zu einem Ort der Begegnung, zu 
einem belebten Treffpunkt für alle 
zu machen. Würstlibröteln verbin-
det Generationen. Würstlibröteln ist 
international und unabhängig von 
Sprache und Nationalität. Beim ge-
meinsamen Würstlibröteln knüpft 
man Kontakte. Ich jedenfalls habe 
an diesem Abend mit mehreren in-
teressanten Zugerinnen und Zugern 
geredet, die ich vorher noch nicht 
gekannt hatte. Wieso soll ausgerech-
net diese einfache, soziale und alt-
bewährte Freizeitbeschäftigung am 
Zuger Seeufer nicht geduldet sein? 
Ich jedenfalls wünsche mir für Zug 
mehr Begegnung, mehr Gespräche, 
mehr Leben, mehr Durchmischung, 
mehr Feuer – mehr Würstlibröteln. 
Ich wünsche mir eine grosse, öf-
fentliche Grillstelle möglichst direkt 
unterhalb der Rössliwiese. Als zen-
tral gelegener und weithin sichtbarer 
Treffpunkt für Jung und Alt, für ein-
heimische und neu zugezogene, für 
Fa milien, Vereine, Jugendliche, Pen-
sionierte, Paare und Singles. Zug hat 
das schönste Seeufer der Schweiz – 
machen wir etwas daraus!  ■

Mehr Würstlibröteln

«Würstlibröötle und sönigi Sache» – für einmal mit Bewilligung.
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Kein Sparen für die Reichen

Stefan Gisler, Kantonsrat Alternative – die Grünen, Zug | Bilder BULLETIN

Der Kanton Zug wächst ungebremst – 
gewollt durch die bürgerliche Stand-
ortpolitik. Das führt zu mehr Firmen, 
mehr Menschen, mehr Aufgaben. 
Um das zu bewältigen, braucht Zug 
Geld – sprich ausreichende Steuer-
einnahmen und eine vernünftige 
Ausgabenpolitik. Sonst können lang-
fristig wichtige Dienstleistungen der 
Verwaltung – von Baugesuchen über 
Prämienverbilligungen der Kran   ken-
kassen bis hin zu Sicherheitsaufga-
ben – nicht mehr in guter Qualität 
aufrechterhalten werden. Ohne star-
ke Standortfaktoren wie Bildung, In-
frastruktur, Gesundheit, Familien-
förderung verliert Zug an Lebensqua-
lität. Zudem braucht es Spielraum, 
um die sattsam bekannten negativen 
Folgen des Wachstums für Bevölke-
rung und Umwelt zu mildern. Es ist 
irreführend, wenn bürgerliche Re-
gierungsräte vor den Wahlen von Le-
bensqualität und Sicherung von Le-
bensgrundlagen schwadronieren, um 
dann in der Realpolitik die Weichen 
auf Sparpakete, Steuersenkungen, Zer-
  siedelung und Verkehrswachstum zu 
stellen.

Rote Zahlen wegen Steuerdumping
Hätte der Kanton nicht buchhalte-
risch getrickst, wäre 2013 nicht ein 
Defizit von rund 20, sondern von 
über 100 Millionen angefallen. Trotz 
steigender Bevölkerungszahl mit Zu-
zug hoch Qualifizierter und gut Ver-
dienender und tiefer Arbeitslosen-
quote, liegt der Fiskalertrag 2013 bei 
natürlichen Personen über 50 Millio-
nen unter Budget. Alle Firmen zu-
sammen liefern dem Kanton direkt 
gerade mal 190 Millionen Gewinn-
steuern und 22 Millionen Kapital-
steuern ab. Finanzvermögen und Ei-

genkapital des Kantons haben also 
empfindlich abgenommen. Zugs Fi-
nanzplan sieht bis 2017 Defizite von 
70 bis 96 Millionen vor. Der Kanton 
Zug muss also klug umgehen mit sei-
nen Mitteln. Darum plädiert die Al-
ternativ-Grüne Fraktion einerseits 
für eine nachhaltige Ausgabenpolitik 
sowie für Steuervernunft.

Ausgaben: Diffuse Wendehalspolitik
Am 10. April diskutierte der Kan-
tonsrat über die grotesk teuren Pläne 
zum Infrastrukturausbau. Die Regie-
rung will bis 2030 für 1500 Millionen 
Franken Strassen, für 665 Millionen 
Franken Hochbauten bauen – beim 
öffentlichen Verkehr bescheidet er 
sich auf 39 Millionen. Stawiko-Präsi-
dent Kupper, CVP, das personifi-
zierte finanzielle Gewissen des Kan-
tons, verlangte in einer Motion zu 
Recht Mässigung bei den Infrastruk-
turausgaben, denn Zug muss sich 
sonst dafür um 600 Millionen ver-
schulden! Andi Lustenberger stellt 
im Rahmen des Strassenbaupro-
gramms Kürzungsanträge und ver-
langte bei der 2. Lesung im August, 

der Baudirektor solle es nach Be-
kanntgabe des Sparpakets überarbei-
ten. Kantonsrat und Regierung 
lehnten lautstark ab. Doch im Sep-
tember verkündete Baudirektor Tänn-
ler in einer öffentlichen Veranstal-
tung zur Lorzentobel-Strassensanie-
rung, dass man einige Ausgaben 
doch verschieben wolle. Ebenso lief 
es mit den 500 Millionen fürs Ver-
waltungszentrum an der Aa. Nur die 
Alternativen – die Grünen waren da-
gegen, dann krebste Tännler per Me-
dienmitteilung ohne Rücksprache 
mit dem Kantonsrat zurück und 
wollte nur noch 200 Millionen aus-
gaben, jetzt ist gar vom Einstellen des 
Projekts die Rede.

Steuervernunft 
Vier Steuergesetzrevisionen seit 2007 
führten zu tieferen Steuereinnahmen 
von über 200 Millionen Franken 
jährlich für Kanton und Gemeinden. 
Mindestens die letzte Revision war 
eine zu viel. Nicht nur für den Kan-
ton – gerade auch für die Gemeinden. 
Das wollte Finanzdirektor Hegglin 
an der Rechnungssitzung im Kan-
tonsrat nicht zugeben – «alles im grü-
nen Bereich» hiess es – wir hätten 
eine gute Bilanz, und auch für die Fi-
nanzierung der Infrastrukturprojekte 
sei genügend Geld vorhanden.
Dann der Hammer im Juli – ohne 
jegliche Vorwarnung künden Hegg-
lin und Tännler ein 100-Millionen-
Sparpaket an. Die Zugerinnen und 
Zuger sollen mit höheren Gebühren 
sowie schlechteren Leistungen bei 
Bildung, Familien, Kultur, Betreu-
ung für Schwächere etc. die überris-
senen Steuergeschenke an Privile-
gierte zahlen. Gleichzeitig hält Hegg-
lin stur an seiner fixen Idee im 
Rahmen der Unternehmensteuerre-
form 3 (U3), die Gewinnsteuern für 
Firmen von heute 14,7 auf 12 Prozent 
zu senken, fest. Das ist ebenso unse-
riös wie ungerecht.
Auch die  Stadt Zug schreibt seit Jah-
ren rote Zahlen, schnürt Sparpakte 
für Familien, Bildung und Kultur – 

Kantonsrat

Davor warnten die Alternativen – die Grünen seit Jahren: Der Kanton 
Zug ist in ein strukturelles Defizit gerutscht. Wegen des Steuerdumpings 
schwinden die Einkünfte – jährlich kommt es zu Defiziten von 70 bis 100 
Millionen. Zahlen soll die Bevölkerung. Denn die Regierung leitet ein 
100-Millionen-Sparpaket ein. Wir kämpfen dagegen an.

Man kann es drehen …
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nur um für die Reichsten und ge-
winnstarke Firmen Tiefststeuern zu 
halten. Die vom Kantonsrat beschlos-
senen Steuersenkungen kosten die 
Stadt über 25 Millionen jährlich, sel-
ber hat der bürgerliche Grosse Ge-
meinderat in den letzten Jahren 

nochmals um über 25 Millionen die 
Steuern gesenkt. In der Stadt Zug be-
ginnen selbst Bürgerliche zu ahnen, 
es kann nicht immer so weitergehen 
mit Steuersenkungen – sonst gefähr-
den wir Finanzhaushalte. Noch klam-
mern sie sich an die vom Kantonsrat 
beschlossene Mini-Entlastung beim 
ZFA (Zuger Finanzausgleich zwi-
schen den Gemeinden) um 8 Millio-
nen – aber das ist zu wenig.

Bürgerliche geben uns recht 
Fast schon sensationell waren im 
Juni im Kantonsrat die Voten von 
Gregor Kupper und Vreni Wicki 
(CVP). Beide wiesen darauf hin, dass 
die Stadt wohl seine Steuern zu tief 
ge senkt habe. Kupper warf ein, 
Steuer erhöhungen von 2–3 Prozent 
zumindest zu erwägen. Genau das 
schlug der linke Stadtrat 2011 in wei-
ser Voraussicht – befristet – vor. Die 
Bürgerlichen lehnten ab.

Nun – ich erwarte von den Bürger-
lichen ein klares Bekenntnis zu ei-
ner massvolleren Infrastrukturpoli-
tik bei Strassen und Bauten und zu 
einer neuen Steuervernunft. Der Fi-
nanzdirektor muss das Sparpaket 
be graben und auf Steuersenkungen 
ver zichten – und im Gegenteil eine 
Erhöhung im Rahmen der U3 für 
Holdings, gemischte Gesellschaften 
und Domizilfirmen umsetzen. 
Und Zug darf nicht weiter Steu-
erdumping betreiben, so die NFA-
Rechnung erhöhen und anderen 
Kantonen auch noch Gelder entzie-
hen und gleichzeitig riskieren, dass 
Zug sein Wachstum und die für den 
Standort wichtigen Dienstleistungen 
und Infrastrukturen nicht mehr fi-
nanzieren kann. 
Auch muss Zug endlich die nega-
tiven Folgen des Wachstums für Be-
völkerung und Umwelt mildern. 
Oder noch besser: das Wachstum 
dämpfen.

Mit Sparpaket kein Stadttunnel
Gleichzeitig ist zu überdenken, wel-
che der teuren Strassen- und Hoch-
bauprojekte Zug sich leisten will und 
muss. Für mich ist klar – bleibt das 
Sparpaket, heisst dies, der Kanton 
hat kein Geld für den Stadttunnel. 
Ausser, ja ausser: Dieser wird voll 
über den Strassenbaufonds und über 
eine Erhöhung der Motorfahrzeug-
steuer finanziert. Dabei darf der Bei-
trag der Stadt die 60 Millionen, wie 
ursprünglich von der Regierung be-
antragt, nicht übersteigen.  ■

… und wenden, wie man es will: Die Zu-
gerinnen und Zuger werden mit höheren 
Gebühren sowie schlechteren Leistungen 
bei Bildung, Familien, Kultur, Betreuung 
für Schwächere etc. die Sparpakete zu 
spüren bekommen.

Wasser predigen, Schnaps 
trinken
Die Bürgerlichen lehnten es ab, die Sit-
zungsgelder der Regierungsräte dem 
Kanton gutzuschreiben. Obwohl ein Re-
gierungsmitglied in Zug 21‘500 Franken 
im Monat verdient, plus 1165 Franken 
Spesen. Dies für Aufgaben, die zu ihrem 
Amt gehören. So kassiert ausgerechnet 
Finanzdirektor Hegglin als Pensionskas-
senvorstand jährlich 15‘000 Franken 
und kürzt gleichzeitig die Renten der 
Versicherten.
Von ebenso grosser Symbolik: Das Büro 
des Kantonsrats beschloss auf Antrag des 
SVP-Kantonsrats Brandenberg, dass die 
Ratsmitglieder an den Mittagessen der 
KR-Sitzungen gratis Schnaps trinken dür-
fen. Kantonsratsmitglieder sollten auch 
am Nachmittag nüchtern Entscheide tref-
fen und vor allem nicht auf Kosten der 
Steuerzahler trinken.

Bürgerliche erhöhen NFA-Kosten
Seit 10 Jahren tut die bürgerliche Politik 
so, als würde die Höhe der NFA nur in 
Bern festgelegt und nicht in Zug. Sie 
wissen genau, die NFA-Kosten errech-
nen sich über das kantonale Ressourcen-
potenzial – je mehr Reiche und gewinn-
starke AGs, die unsere Steuer- und Wirt-
schaftspolitik hierherlockt, desto mehr 
zahlt Zug. Und sie wissen, dass diese 
angelockten Verursacher der hohen 
NFA-Rechnung wegen des bürgerlichen 
Steuerdumpings im Verhältnis zu ihrem 
Leistungsvermögen immer weniger Steu-
ern zahlen. Sie zeigen mit dem Finger auf 
Bern, um von ihrer fehlgeleiteten Politik 
abzulenken.
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NoRmaLbehindert

Manuela Weichelt-Picard, Regierungsrätin | Bilder Alternative – die Grünen und 
Luckas Meyer

Was heisst «ein besseres oder norma-
les Leben führen» für Menschen mit 
einer Beeinträchtigung? Natürlich 
nichts anderes als für alle andern 
auch! Also in erster Linie so zu leben, 
wie man es sich selber am liebsten 
vorstellt. So zu leben, dass man sich 
wohl fühlt, dass man seinen Platz in 
der Gesellschaft hat und am gesell-
schaftlichen Leben teilnehmen kann. 
Dieses Ziel wurde uns während der 
Aktionstage «NoRmaLbehindert» auf 
eindrücklichste Art und Weise vor Au-
gen geführt:
• In der Chicago Bar in Zug, die 

einem geistig behinderten jungen 
Herrn den nötigen Raum liess, 
damit er seine Fähigkeiten als DJ 
ausleben konnte. 

• Mit sieben etablierten Künstle-
rinnen und Künstlern, die bereit 
waren, mit Künstlerinnen und 
Künstlern mit einer Behinderung 

gemeinsam zu arbeiten und die 
Resultate im reformierten Kirchge-
meindehaus in Zug auszustellen.

• Durch ein anderes Kinoerlebnis: 
Blinde gehen auch gerne ins Kino. 
Filme kann man auch hören und 
nicht nur schauen.

• Mit Poetry Slam von einer 
behinderten jungen Frau, die 
aufgrund ihrer Kleinwüchsigkeit 
immer wieder diskriminiert wird.

• Dank einem Podiumsgespräch: 
Was heisst «normal», was heisst 
«behindert»? Nicht jede Behinde-
rung sieht man einer Person an. 
Wie meistern Menschen mit einer 
körperlichen oder psychischen 
Behinderung ihren Alltag und 
was erleben sie dabei?

• Durch die Schaufenstertheater, 
welche wir dank Remo Hegglin 
jederzeit auf https://www.
facebook.com/normalbehindert 
anschauen können.

• Dank einem Gottesdienst, der die 
Aktionstage in einer berührenden 
Art und Weise abrundete.

Barrieren und Hindernisse 
beseitigen
In den letzten Jahrzehnten hat sich 
vieles bewegt. Ich bin zuversichtlich, 
dass wir dem Ziel näherkommen, 
dass eines Tages auch Menschen mit 
Behinderung ein möglichst selbst-
ständiges Leben als gleichberech-
tigtes Mitglied der Gesellschaft füh-
ren können.  Diesen Frühling ist auch 
die Schweiz der UNO-Behinderten-
rechtskonvention beigetreten. Wir 
alle sind damit aufgefordert, Barrie-
ren und Hindernisse für Menschen 
mit Behinderung zu beseitigen oder 
noch besser gar nicht erst zu erstel-
len. Diese Aktionstage «NoRmaLbe-

hindert» haben an einem Punkt ange-
setzt, an dem noch viel Handlungs-
bedarf besteht: die Sensibilisierung 
der Öffentlichkeit.

Was ist normal – was ist behindert?
Der Begriff «NoRmaLbehindert» lädt 
zu einem Wortspiel ein: Normal Be-
hindert, nicht normal behindert? 
Nor mal – nicht normal? Behindert – 
nicht behindert? No Mal Behindert? 
Behindert normal? Was ist normal – 
was ist behindert? Es sind nicht nur 
Wortspiele, der Titel regt uns auch 
zum Denken an.  Die Direktion des 
Innern hat die Aktionstage gerne mit 
einem Beitrag aus dem Lotteriefonds 
unterstützt. Als Regierungsrätin hof-
fe ich, dass wir immer wieder wach-
gerüttelt werden und uns hier in Zug 
auf eine gute Art und Weise mit ge-
sellschaftspolitischen Fragen ausein-
ander setzen.  ■

Regierungsrat 

Die Aktionstage «NoRmaLbehindert» haben mit verschiedensten Anlässen 
die Zuger Bevölkerung sensibilisiert und zum Denken angeregt. Was heisst 
behindert? Was heisst normal? Ich bin stolz auf alle involvierten Organi-
sationen und die vielen engagierten Menschen im Kanton Zug. Herzlichen 
Dank, dass wir diese Aktionstage erleben durften!

Manuela Weichelt-Picard, Regierungsrä-
tin Alternative – die Grünen.

Botschafterinnen von «NoRmaLbehin-
dert» an der Vernissage. 
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Abstimmung I

Schluss mit Steuerprivilegien

Patrick Oppliger, Junge Alternative Zug | Bild Ruedi Widmer

In der Schweiz wohnhafte Millionä-
rinnen und Millionäre, welche im 
Ausland erwerbstätig sind, profitie-
ren bis heute in fast allen Kantonen 
von der Pauschalbesteuerung. Die 
Pauschalsteuer richtet sich nicht 
nach dem Einkommen oder Vermö-
gen, sondern nach den mutmasslich 
geschätzten Lebenshaltungskosten. 
Seit der Bundesrevision von 2012 
gilt hierfür der siebenfache Mietwert 
ihrer Wohnung respektive der drei-
fache Pensionspreis und bedingt zu-
sätzlich ein Mindesteinkommen von 
jährlich 400‘000 Franken. Auf kanto-
naler Ebene wird mindestens das 
Zehnfache des oben definierten Pau-
schaleinkommens als Vermögen ver-
steuert. Ikea-Gründer Ingvar Kam-
prad dient als sehr gutes Beispiel, um 
dieses komplexe Zahlengewirr bes-
ser verstehen zu können: Herr Kam-
prad besass vor seinem Wegzug im 
Jahr 2013 (zurück in seine Heimat 
Schweden) ein Vermögen von über 
30 Milliarden Franken und musste 
jährlich nur 200‘000 Schweizer Fran-
ken (Quelle: NZZ vom 6.5.2014) 
Steuern bezahlen, also 0,000667 Pro-
zent seines Vermögens. Ich wünsch-
te, meine Steuern fielen prozentual 
so gering aus ... Im Durchschnitt gab 
2010 ein Pauschalbesteuerter rund 
123‘000 Franken an Bund, Kanton 
und Gemeinde ab.

Fieses Steuersystem
Mit der Pauschalbesteuerung will die 
Schweiz ihre Attraktivität für auslän-
dische Millionäre wahren, doch kann 
sich die Schweiz auch in Anbetracht 
der Lebensqualität, Stabilität sowie 
einer guten Infrastruktur wettbe-
werbsstark zeigen. Oft sind die Steu-
ertouristen Zuzüger aus wirtschaft-
lich angeschlagenen Ländern, in wel-
chen die Reichen stärker zur Kasse 

gebeten werden. Indirekt ist unser 
aktuelles Steuersystem somit kontra-
produktiv für die Herkunftsländer 
der jeweiligen Millionäre. Wir scha-
den auf diese Weise unserem hochge-
lobten neutralen Ansehen. Die wohl-
habende Schweiz hat dieses fiese 
Steuersystem nicht nötig. 

In fünf Kantonen abgeschafft
Dass es auch ohne Pauschalbesteue-
rung geht, beweisen bereits fünf Kan-
tone. Zürich wandte sich 2009 als 
erster Kanton von dieser ungerechten 
Steuerpolitik ab. 2008 zahlten dort 
201 Pauschalbesteuerte 25,8 Millio-
nen. Franken Steuern. Nach der Ab-
schaffung der hinfälligen Steuer-
praktik verliessen 92 ausländische 
Millionäre den Kanton Zürich, 66 
davon zogen in andere Kantone. 
Trotz dieses Wegzugs wurden 2010 
total 27,4 Millionen. Franken von der 
übriggebliebenen Mehrheit – an die-
ser Stelle ein «Hutab» an diese Per-
sonen – an Steuern einbezahlt, was 
einem Plus von 1,6 Millionen Fran-
ken entspricht. Sehr ähnlich sieht 
die neue Situation in Baselland, 

Am 30. November 2014 stimmen wir unter anderem über die eidgenös-
sische Volksinitiative «Schluss mit den Steuerprivilegien für Millionäre» 
ab, welche eine landesweite Abschaffung der Pauschalbesteuerung for-
dert. Ich empfehle Ihnen, diese Initiative anzunehmen.

Baselstadt, Appenzell Innerrhoden 
sowie Schaff hausen aus. Ohne Pau-
schalbesteuerung konnte auch dort 
eine positive Bilanz gezogen werden. 
Die Furcht vor Steuerausfällen sei-
tens der Pauschalsteuer-Befürworter 
erweist sich somit als unbegründet.

Gleichstellung aller Kantone
Mit der schweizweiten Abschaffung 
der Pauschalbesteuerung wird auch 
die ungleiche Behandlung der einzel-
nen Kantone aufgehoben und der lan-
desweite Steuertourismus wird ab-

nehmen. Wegzüge ins Ausland wird 
es wohl geben, doch wäre es falsch, 
diese nur negativ zu betrachten. Die 
Schweiz profitiert indirekt von hö-
heren Steuereinnahmen der EU. Dies 
kann wiederum zu einer Aufwertung 
deren Wirtschaft führen, was uns 
Schweizerinnen und Schweizer zu-
gutekäme.

Ja!
Die zusätzliche Bereicherung der 
Reichen über die Pauschalbesteue-
rung muss gestoppt werden. Die Ini-
tiative «Schluss mit Steuerprivile-
gien für Multimillionäre» schafft 
diese Privilegierung ausländischer 
Mil lionäre ab, schiebt dem Steuertou-
rismus einen Riegel und fördert die 
Steuergerechtigkeit. Ich empfehle Ih-
nen, diese Initiative anzunehmen!  ■
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Abstimmung II

Balthasar Glättli, Nationalrat und Fraktionspräsident Grüne Schweiz | Bild Alter-
native – die Grünen

Unheimliche Ökologen

«Die Schattenseite des Überflusses 
ist der überflüssige Mensch.» In die-
sem einfachen Satz kondensiert der 
Essay «Der überflüssige Mensch» die 
Kritik des Schriftstellers Ilja Troja-
nows an der Bevölkerungspolitik. 
Doch wer, welche Geschichte, wel-
che Denkweise steckt hinter der Be-
völkerungspolitik? Die von Paul Ehr-
lich, dem Biologen und Autor der 
Kampfschrift «Die Bevölkerungsbom-
be», 1968 gegründete Organisation 
Zero Population Growth kämpft noch 
heute – seit 2002 unter dem neuen 
Namen Population Connection – ge-
gen die «Bevölkerungsexplosion». 
Wie damals weiterhin unter dem 
Schlagwort des Umweltschutzes – 
und neuerdings auch im Namen der 
Frauenemanzipation. Die bevölke-
rungspolitischen Argumente von Po-
pulation Connection aber kleiden 
sich in allererster Linie wissenschaft-
lich und damit scheinbar neutral, 
gleich wie jene der Vertreterinnen 
und Vertreter der Schweizer Vereini-
gung Umwelt und Bevölkerung (Eco-
pop).
 
Verführerisches Funkeln der Formeln
Der heilige Gral der Ecopop-Mitglie-
der ist Paul Ehrlichs magische For-
mel I = P x A x T. Kaum eine Publika-
tion von Ecopop, die nicht mindes-
tens einmal die heilige Dreieinigkeit 
Bevölkerung (P=Population), Wohl-
stand (A=Affluence) und Technolo-
gie (T) beschwört, welche im Produkt 
den Einfluss (I=Impact) der Men-
schen auf die Umwelt beschreibe. 
Kaum eine Podiumsdiskussion und 
kein Gespräch mit Sympathisanten 
der Ecopop-Intiative, bei der die For-

mel nicht erwähnt wird. Und tatsäch-
lich ist die Formel nicht falsch! Doch 
noch viel weniger ist sie eine sinn-
volle Analyse der Wirklichkeit, wel-
che uns darin leiten könnte, als Ge-
sellschaft die richtigen Schlüsse zu 
ziehen. 
 
Ideologische Blindheit
Warum nicht? Die ideologische Blind-
 heit der Ecopop-Apologeten lässt sich 
selbst auf der Formelebene aufde-
cken, wie Marcel Hänggi dies in 
einem Gastbeitrag im Buch «Die un-
heimlichen Ökologen» nachvollzieh-
bar ausführt. Ein simples Beispiel: 
Die Mobilität. Tatsächlich hat Mobili-
tät etwas mit Energieverbrauch zu 
tun, und Energieverbrauch etwas mit 
Umweltbelastung. Und tatsächlich 
ist die gesamte Umweltbelastung ma-
thematisch das Produkt der Anzahl 
Menschen, welche mobil sind, der 
durchschnittlich zurückgelegten An-
zahl Kilometer und der durchschnitt-
lichen Technik, die zur Fortbewe-
gung genutzt wird. Bloss sagt das 
ebenso viel oder wenig, wie wenn wir 
die Frage nach dem Wohlstand auf 
der Welt durch die Angabe des globa-
len Durchschnittsvermögens beant-
worten würden. Denn die zentrale 
Information, dass das reichste Pro-
zent der Weltbevölkerung über 40 
Prozent und die ärmere Hälfte der 
Weltbevölkerung zusammen weniger 
als 1 Prozent des bekannten Weltver-
mögens besitzen (Shaxson/Christen-
sen/Mathiason 2012 argumentieren 
gar, dass diese Zahlen noch lange 
nicht die tatsächliche Ungleichheit 
darstellen, weil gerade die grössten 
Vermögen in Steuerschlupflöchern 

versteckt sind), verschwindet in der 
Durchschnittsangabe völlig. 
 
Grosse Diskrepanzen
Jene wenigen tausend globalen Busi-
ness-Jetsetter, welche im Wochen-
rhythmus um die Welt fliegen, lassen 
die Abermillionen Autopendler in 
den Industriestaaten im Vergleich 
schon mächtig grün erscheinen. Und 
die Milliarden von Menschen, wel-
che sich bloss barfuss, in Sandalen 
oder allenfalls mit einem Velo fortbe-
wegen, haben trotz ihrer riesigen 
Zahl schlicht einen verschwinden-
den Einfluss auf den Gesamtimpakt 
der weltweiten Mobilität auf die Um-
welt. Grosse Diskrepanzen zeigen 
sich auch innerhalb eines Landes: 
StadtbewohnerInnen mit vielen auto-
freien Haushalten haben ein anderes 
Mobilitätsverhalten als Autopendle-
rInnen. Das gleiche Bild zeigt sich 
auch beim Energieverbrauch: Die 
Stadt New York alleine verbraucht 
Tag für Tag so viel Elektrizität wie die 
ganze Bevölkerung des subsaha-
rischen Afrika ohne Südafrika. Das 
zeigt: Wer Gleichheit resp. Ungleich-
heit ausblendet, kann auch die Um-
weltprobleme nicht angemessen be-
schreiben und lösen.
 
Kulturalismus mit ökologischer 
Begründung
Erschreckend ist, wenn ökologische 
Denkfiguren sich mit der Theorie der 
neuen Rechten treffen. Deren Vorden-
ker Alain de Benoist verabschiedet 
sich bekanntlich von einem Überle-
genheitsrassismus. Er glaubt viel-
mehr an zueinander gehörige lokale 
Systeme, deren feste und gute Ord-
nung von aussen bedroht wird. In 
diesem Denken sind dann Volk und 
Rasse respektive Kultur natürlicher-
weise örtlich an ein bestimmtes Land, 
eine bestimmte Landschaft und Hei-
mat gebunden. Das kulturalistische 
oder abgrenzend-nationalistische Ver-
halten wird dann zum «natürlichen» 
Verhalten erklärt. Wie ein Löwe sein 
Territorium schützt, so tut dies ge mäss 

Sind es einfach Fremdenfeinde, die versuchen, die ökologische Bewegung 
von rechts zu unterwandern? Oder gibt es in der ökologischen Bewegung 
selbst Tendenzen, Haltungen, wiederkehrende Begründungsmuster, wel-
che eine Politik gegen den Menschen in den Vordergrund stellen? Diesen 
Fragen geht das Buch «Die unheimlichen Ökologen» nach – hier liefert 
Co-Autor Balthasar Glättli darauf basierend einige Anregungen für ein 
solidarisch-ökologisches NEIN zu Ecopop.



11

BULLETIN  |  NUMMER 3  |  SEPTEMBER 2014

diesem Denken auch der Mensch. Ent-
sprechend eng ist denn auch der 
Denkhorizont der Ecopop-Initiative. 
Eine strenge Einwanderungslimitie-
rung in die Schweiz soll die Umwelt 
schützen … Als ob sich das Klima da-
rum kümmern würde, ob ein Deut-
scher seinen Audi in Konstanz oder in 
Kreuzlingen spazieren fährt! 
 
Wo winkt die Befreiung?
Unser Denken aus den Irrwegen der 
Bevölkerungspolitik befreien können 
wir, indem wir den Begriff der «Be-
völkerung» selbst kritisch hinterfra-
gen. Er lenkt den Blick auf die Anzahl 
der Menschen innerhalb bestimmter 
geografischer Grenzen und blendet 
die Unterschiede zwischen ihnen 
aus. Und er konstruiert gleichzeitig 
einen angeblich naturgegebenen Un-
terschied zwischen dem eigenen Volk 
und den «Fremden». Die Befreiung 
von Mensch und Natur aus ihrer kon-
kreten Ausbeutung dagegen ist eine 
immense politische Herausforderung. 

Eines jedenfalls scheint klar: Sie kann 
nur zusammen gelingen. Die Wider-
sprüche der Über akkumulation und 
die Perspektivlosigkeit eines eindi-
mensionalen Wirtschaftswachstums 
können technische Lösungen nicht 
aufheben. Heute produziert der kon-
sumistisch zugespitzte Kapitalismus 
nicht nur den Überfluss an Gütern 
und Abfall, der die natürlichen Le-
bensgrundlagen gefährdet, sondern 
macht ebenso all jene Menschen, die 
keine wesentliche Rolle als ökono-
misch verwertbare Produktivkräfte 
und KonsumentInnen einnehmen, zu 
«Überflüssigen». 
 
Unmenschlich und irreführend
Genauso unmenschlich und irrefüh-
rend wie Malthus‘ Projekt, die Armut 
durch die Elimination der Armen zu 
bekämpfen, ist der Weg der bevölke-
rungspolitisch motivierten Ökolo-
gen, das Elend des Überflusses durch 
die Elimination der «Überflüssigen» 
zu besiegen. Gefragt wäre vielmehr 

eine Suffizienzperspektive, die den 
Überfluss von Produktion und Kon-
sum und die wachsende Ungleich-
heit hinterfragt und eine Politik an-
strebt, welche den Menschen die Pro-
duktivitätsfortschritte nicht in Form 
günstigerer Preise und höherer Löh-
ne, sondern in Form von mehr freier 
Zeit zurückgibt – die man für sich 
selbst, aber auch für die Gemein-
schaft einsetzen kann. Nicht zuletzt 
auch für mehr Musse. Denn unsere 
Welt geht heute nicht am Genuss und 
an der Faulheit, sondern an der 
«Tüchtigkeit» zugrunde.
 
Nein! 
Die Eidgenössische Volksinitiative 
«Stopp der Überbevölkerung – zur 
Sicherung der natürlichen Lebens-
grundlagen» will das zuwanderungs-
bedingte Bevölkerungswachstum in 
der Schweiz auf  maximal 0,2 Prozent 
pro Jahr beschränken. Sagen Sie NEIN 
zu dieser schädlichen und frem -
denfeindlichen Initiative!  ■

An der Delegiertenversammlung in Rotkreuz sprachen sich die Delegierten der Grünen Schweiz mit 106 zu 2 Stimmen deutlich 
gegen die Ecopop-Initiative aus. 



12

BULLETIN  |  NUMMER 3  |  SEPTEMBER 2014

Zweite Röhre

Jede Unterschrift zählt

Harriet Kluge, Alpen-Initiative | Bilder Alpen-Initiative

In der Frühjahrssession 2014 
stimmte der Ständerat einer 
zweiten Strassenröhre am 
Gotthard zu. Die Verkehrs-
kommission des Nationalrats 
verlangte dann weitere Abklä-
rungen, insbesondere zu einer 
Tunnelgebühr. Aufgrund der 
enormen Kosten des Projekts 
und nach dem Nein der Bevöl-
kerung zur 100-Fran ken-Auto- 
bahnvignette war en erst recht 
Zweifel aufgekommen, ob der 
Bund die vielen dringlichen 
Verkehrsprojekte in allen 
Lan desteilen überhaupt fi-
nanzieren kann. Klar ist: Die 
Kassen sind halb leer und eine 
zweite Röhre kostet rund 3 
Milliarden Franken mehr als 
die Variante mit einem tem-
porären Bahnverlad für Autos 
und Lastwagen. 

Deutliches Nein
Eine isolierte Maut am Gotthard wur-
de im Parlament aus diversen Grün-
den abgelehnt. Für die vielen Ver-
kehrsprojekte fehlt dem Bund also 
das Geld. Warum also am Gotthard 
eine Variante wählen, die mehr kostet 
als nötig? Falls das Referendum zu-
stande kommt, wird das Volk zum 
dritten Mal darüber abstimmen, ob es 
eine zweite Röhre am Gotthard will 
oder nicht, nachdem es bereits vor 20 
und vor 10 Jahren deutlich «Nein» 
gesagt hat: 1994 mit der Annahme der 
Alpen-Initiative, 2004 mit der Ableh-
nung des Avanti-Gegenvorschlags, 
der eine zwei te Strassenröhre am 
Gotthard forderte. Hinzu kommt, dass 
2011 die Stimmberechtigten des Kan-
tons Uri zum wiederholten Mal eine 
zweite Röhre am Gotthard klar ab-
lehnten.

NEAT umsonst gebaut?
Trotzdem wollen Bundesrat und eine 
Mehrheit des Parlaments eine zweite 
Röhre durchstieren – obwohl die Sa-
nierung der bestehenden Röhre sehr 
gut mit einem Ersatzangebot auf der 
Schiene überbrückt werden kann: für 
Autos durch den Bahntunnel Gö-
schenen–Airolo, für die Lastwagen 
durch den NEAT-Basistunnel, der 
2016 in Betrieb geht. Hat denn die 
Schweiz die NEAT umsonst gebaut?
Um die Zustimmung des Parlaments 
und des Volkes zu erreichen, ver-
spricht der Bundesrat, den Alpen-
schutzartikel in der Verfassung zu 
respektieren und die beiden Röhren 
dannzumal nur je einspurig zu befah-
ren. Mit diesem Trick wird die Demo-
kratie ausgehebelt und versucht das 
Verbot für den Ausbau der Transit-
strassen durch die Alpen zu umge-
hen. Denn wenn ein zweiter Tunnel 

erst mal gebaut und das Geld ausgege-
ben ist, werden die gemachten Ver-
sprechen schnell vergessen und alle 
vier Spuren befahren! 

Leere Versprechen
Wie vergänglich auch wohlgemeinte 
Zusicherungen des Bundesrates sind, 
zeigen viele politische Versprechen. 
Bundesrat Hans Hürlimann etwa 
sagte bei der Eröffnung des Gotthard-
Strassentunnels 1980 wörtlich: «Die-
ser Tunnel ist kein Korridor für den 
Schwerverkehr.» Aus Hürlimanns 
Versprechen sind fast 1 Million Last-
wagen geworden, die jährlich den 
Tunnel durchfahren. Waren die Last-
wagen anfänglich höchstens 28 Ton-
nen schwer, sind die meisten heute 
40 Tonnen!
Es ist politisch nicht redlich, heute 
ein Versprechen abzugeben für das, 
was in 15 Jahren gelten soll. Doch 
genau dies tut der Bundesrat am Gott-
hard. Es ist so sicher wie das Amen in 
der Kirche, dass die beiden Röhren, 
werden sie denn gebaut, auch voll 
genutzt werden. Dies aber öffnet die 
Schleusen für die Transitlastwagen 
endgültig, die Alpen würden über-
fahren – etwas, das dank des Verfas-
sungsartikels bis heute vermieden 
werden konnte.  ■

Für Argumente und Referendums-
bögen: www.alpeninitiative.ch

Bundesrat und Parlament wollen eine zweite Strassenröhre durch den 
Gotthard bohren – gewissermassen als Baustellenumfahrung, da der 
bestehende Strassentunnel saniert werden muss. Das heisst: Jetzt müssen 
Unterschriften gesammelt werden, damit das Stimmvolk diese unnötige, 
viel zu teure, verfassungswidrige und schädliche Röhre stoppen kann! 

Zwei Bahntunnel reichen als Ersatz des Autotun-
nels während der Sanierungszeit.

Die Güter gehören auf die Bahn. Nicht 
auf die Lastwagen. Deshalb: Nein zur 
zweiten Strassenröhre.
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Delegiertenversammlung

Die Grünen in Rotkreuz

Redaktion BULLETIN | Bilder Alternative – die Grünen

Die Delegiertenversammlung (DV) ist das oberste Organ der Grünen Schweiz und findet ungefähr viermal jährlich 
statt, so am 23. August 2014 in Rotkreuz. Regierungsrätin Manuela Weichelt-Picard begrüsste die ungefähr 120 ange-
reisten Delegierten, welche im Verlaufe des Tages die Parolen für die Abstimmungen im November fassten und pas-
send zum Austragungskanton, eine Rohstoffresolution verabschiedeten. Regula Rytz, Co-Präsidentin Grüne Schweiz, 
hielt in ihrer Präsidialrede die wichtige Rolle der Zuger Alternativen –  die Grünen fest: «Es waren die Grünen hier, 
welche die unsauberen Rohstoffgeschäfte von Anfang an entlarvt, kritisiert und bekämpft haben und dafür respek-
tiert und gefürchtet sind.» 
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2000 Watt

Stadt Zug ist auf Kurs

Astrid Estermann, Mitglied Grosser Gemeinderat Stadt Zug | Bilder Stadt Zug

«Diese Initiative ist teuer und über-
flüssig!» Diese Aussage wurde im 
Vorfeld der Abstimmung immer wie-
der als Argument verwendet, um die 
Initiative abzulehnen. Die Alterna-
tiven – die Grünen der Stadt Zug 
wollten deshalb von der Stadtökolo-
gie wissen, was in den letzten drei 
Jahren alles getan wurde, um die an-
genommene Initiative umzusetzen. 

Die Bilanz nach drei Jahren ist beein-
druckend und zeigt, dass die Stadt 
Zug sich sofort an die Umsetzung ge-
macht hat. Die einzelnen Massnah-
men an sich sind auf den ersten Blick 
oft unbedeutend, aber erst das Inein-
andergreifen und Verzahnen jedes 
Puzzleteilchens wird die Stadt Zug 
schliesslich zum ambitionierten Ziel 
der 2000-Watt-Gesellschaft führen.

Vorbildfunktion
Zunächst war die Stadt Zug selber 
Vorbild und hat diverse Anpas-
sungen in der Stadtverwaltung vor-
genommen. Zum Beispiel stattete sie 
die Buswartehäuschen im Riedpark 
und Feldhof mit einer Solarbeleuch-
tung aus. Seit 2013 bezieht sie 100 
Prozent erneuerbaren Strom und 
setzt Elektroautos für den Personen-
transport ein. Mit Umweltschutz- 
und Energiespar-Tipps für den All-
tag und Aktionstagen wurde die Be-
völkerung informiert und für eigene 
Beiträge zum – oben erwähnten – 
Puzzle motiviert. Die Schülerinnen 
und Schüler der Stadt Zug wurden 
mit Energieunterricht, Filmen und 
Projektwochen zum Thema «Energie 
und Klima» für mögliche Umset-
zungsfelder sensibilisiert. So wächst 
das Bewusstsein und jede Zugerin, 
jeder Zuger kann seinen Teil zur 
Veränderung beitragen. Auch die Ei-
gentümerInnen von Liegenschaften 
haben von der Vorarbeit der Stadt 
profitiert: Der Solarkataster zeigt ih-
nen auf, welche Dächer sich für So-
larstrom eignen, und Infrarotbilder 
für das eigene Haus lassen Wärme-
verlustquellen ausfindig machen. 
Bei Umbauten und Renovationen 
berät und unterstützt die Stadt Zug 
mit dem Energieförderprogramm 
konkret diejenigen, welche Energie-
spar projekte umsetzen möch ten. Die 
Anfragen bei der Stadt sind zahlreich 
und zeigen, dass die Eigentümer inte-
ressiert sind, ihr eigenes Puzzleteil-
chen zum Aufbau einer 2000- Watt- 
Gesellschaft beizusteuern.

Vergleichsmöglichkeit
Natürlich kommen nicht aus allen 
Departementen nur Erfolgsmeldun-
gen. Im Bereich Mobilität und Kon-
sum sind bisher noch kaum Mass-
nahmen umgesetzt worden. Das Ini-
tiativkomitee schlägt vor, sich mit 
äusserst innovativen Schweizer Städ-
ten wie z.B. Burgdorf kurzzuschlies-
sen, um weitere Ideen und Erfah-
rungen aufzunehmen. Der Austausch 

Über drei Jahre nach der Annahme der städtischen Initiative «2000 Watt für 
Zug» stellt sich die Frage, was in der Stadt Zug zur Reduktion des CO2-Aus-
stosses und zur Senkung des Primärleistungsbedarfs getan wurde. Zeit, eine 
Auswertung vorzunehmen.

Die Wasserwerke Zug (WWZ) wollen in zwei Leitungen Wasser aus dem See in 
Richtung Norden ziehen, das zwischen 7 und 16 Grad warm ist. Das Bild zeigt das 
Gebiet, das die Stadt Zug ab 2018 erschliessen will. 
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mit anderen Städten, die sich der 
2000-Watt-Gesellschaft verpflichtet 
haben, ist essenziell. Die Teilnahme 
am Cercle Indicateurs ermöglicht es 
Zug, sich mit 18 anderen Städten 
und 20 Kantonen in einem Nachhal-
tigkeitsmonitoring zu messen. Im 
Juni 2014 erschien der erste Nachhal-
tigkeitsbericht. Das Ranking zeigt, 
dass die Stadt Zug im Durchschnitt 
die höchsten Nutzwerte der beteilig-
ten Städte erreicht und gemäss dem 
Cercle Indicateurs 2013 somit die 
nachhaltigste aller verglichenen 
Städte ist. Für das Ranking werden 
aus den Bereichen Umwelt, Wirt-
schaft und Gesellschaft diverse Para-
meter erhoben. Die Stadt Zug schnei-
det im Bereich Umwelt bei der Was-
serqualität (U8) mit einem tiefen 
Nitratgehalt im Grundwasser und 
dem Umgang mit dem Abfall (U6) mit 
einer hohen Separatsammelquote 
sehr gut ab. Der Anteil des erneuer-
baren Stroms am gesamten Stromver-
brauch (U3) dagegen war 2011 eher 
gering (U3) und auch der Energiever-
brauch (U4) ist in der Stadt Zug zur-
zeit höher als in anderen Städten. 
Rund 50 Prozent wird dabei von 
Grossverbrauchern bezogen, was als 
hoher Anteil gilt. Im Bereich Wirt-
schaft zeigt sich, dass die Steuerbelas-
tung (W11) gering und die Löhne (W1) 

überdurchschnittlich hoch sind – 
eben falls die Wohnungsmieten (W2). 
Der Zusammenhang dieser Fak toren 
ist schon lange bekannt. Im dritten 
Bereich Gesellschaft punktet die 
Stadt Zug bei den Ausgaben für Kul-
tur, Freizeit (G7) und überregionale 
Solidarität (G12). Ausserdem ist die 
Sozialhilfequote (G9) tief. Der Man-
gel an günstigem Wohnraum wirkt 
sich auf den Anteil der Sozialhilfe-
empfänger aus. Hingegen ist die Zahl 
der Einbürgerungsgesuche in den 
letzten Jahren rückläufig, was u.a. 
darauf zurückzuführen ist, dass Ex-
pats keine langfristige Integration 
(G10) anstreben. 

Bedeutender Schritt
Anfang Juli 2014 verkündete die 
Stadt Zug ausserdem, dass sie zu-
sammen mit dem Kanton und der 
Wasserwerke Zug AG (WWZ) in Zu-
kunft die Hälfte des Wärmebedarfs 
mit lokal vorhandenen, erneuerbaren 
Energien (See- und Grundwasser) de-
cken will. Das Versorgungsnetz be-
steht aus einem hydraulisch in sich 
geschlossenen System samt Smart-
Grid-Verbrauchssteuerung. Es ist mit 
normalem Wasser gefüllt und wird 
hauptsächlich mit Energie aus See- 
und Grundwasser versorgt. Der Wär-
metauscher braucht nicht mehr Platz 

als eine herkömmliche Heizung. 
Zwei Hauptleitungen beliefern ein je 
rund 700 Meter breites Einzugsge-
biet. Geplant ist das neue System in 
den Zonen der Stadt, in denen viele 
Geschäftsgebäude und Wohnhäuser 
stehen, vom Verwaltungszentrum des 
Kantons an der Aabachstrasse bis 
zum Siemens-Areal und darüber hi-
naus ins Gebiet Neufeld. Damit wird 
die Stadt Zug den Energieverbrauch 
pro Einwohner um 1000 Watt redu-
zieren. Die WWZ übernehmen die 
Installationskosten für die Infrastruk-
tur der Gebäude und verrechnen da-
für eine Anschlussgebühr. Die WWZ 
und die Stadt Zug sind überzeugt, 
dass die Energie zu einem Marktpreis 
bezogen werden kann und somit at-
traktiv sein wird. Mit dem Energie-
verbund verbleiben dabei 94 Prozent 
der Gelder in der Schweiz und rund 
46 Prozent in der Region. Beim Be-
trieb mit fossiler Energie fliessen 
rund 60 Prozent ins ferne Ausland. 

Überflüssig und teuer? 
Die bisher ergriffenen Massnahmen 
bringen bereits eine grosse Reduk-
tion an Treibhausgasemissionen und 
Primärenergie für die Stadt Zug. Was 
es braucht, ist Ideenreichtum und der 
Willen, den Weg konsequent wei ter-
zugehen.  ■

Der Cercle Indicateurs zeigt die Nutzwerte der Stadt Zug im Vergleich. Die Resultate werden in Nutzwerten für die Bereiche 
Umwelt, Wirtschaft und Gesellschaft dargestellt: Diese reichen von null (schlechtes Resultat) bis zehn (gutes Resultat). Die 
Indikatoren mit dem Nutzwert null wurden aufgrund von Überarbeitung oder fehlenden Grundlagen nicht erhoben. Detaillierte 
Informationen zu finden unter: www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/21/04/01.html
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die Ebene des individuellen Compu-
ters – wozu heute auch Smartphones 
oder Tablets gehören. Und hier sieht 
es ganz trüb aus. Die so genannte 

freie Marktwirtschaft hat es bisher 
nicht geschafft, uns diese sichere In-
frastruktur zu liefern. Am Sympo-
sium wurde von einem ETH-Profes-
sor und ehemaligen Google-Kader 
nüchtern festgestellt, dass in Daten-
sicherheit kaum investiert werde, 
weil es wenig profitträchtig sei. 
Im abschliessenden Panelgespräch 
wendete sich das Interesse der Revi-
sion des «Bundesgesetzes zur Über-
wachung des Post- und Fernmelde-
verkehrs» (BÜPF) zu. Franz Grüter, 
Luzerner SVP-Kantonalpräsident 
und CEO von green.ch, verglich Über-

Zuerst ist eine Berichtigung ange-
zeigt: Am Schluss des Artikels im 
letzten Bulletin hat der Schreibende 
die Passivität in Bundesbern beklagt. 
Verpasst hat er dabei die Ver-
abschiedung eines Vorstos-
ses von SP-Ständerat Paul 
Rechsteiner in der Sommer-
session – Entschuldigung! 
Rechsteiner verlangt eine 
Ex per ten kommission (siehe 
Kasten) nebenan. Auf die 
Arbeit dieser Kommission 
dürfen wir gespannt sein. 
Ferner hat im Nationalrat 
der Grüne Daniel Vischer 
eine parlamentarische Initi-
ative eingereicht: «Artikel 
13 Absatz 2 der Bundesver-
fassung sei so zu ändern, 
dass der Datenschutz statt 
eines Missbrauchsschutzes 
zu einem Grundrecht auf in-
formationelle Selbstbestim-
mung wird.» Die Staatspoli-
tische Kommission des 
Natio nalrates hat der Initia-
tive am 28. August 2014 mit 
12 zu 8 Folge gegeben. Diese 
Verfassungsänderung wäre 
ein Paradigmawechsel für die Daten-
hoheit, weil sie die Voraussetzung 
schafft, damit diese zu einem ein-
klagbaren Recht für die Staatsbürge-
rInnen würde. 

Mangelnde Datensicherheit
An einem hochkarätig besetzten 
Symposium zum Thema «Privacy 
and Security» Ende August in Zürich 
war das Grundrecht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung auch ein 
heisses Thema. Zur Durchsetzung 
dieses Grundrechtes gehört eine si-
chere IT-Infrastruktur. Sicher bis auf 

Überwachungsstaat

Noch kein Asyl für Snowden

Martin Stuber, Kantonsrat AGF | Bilder Internet

wachung mit Radioaktivität: unsicht-
bar und hochgefährlich. Der anwe-
sende Vertreter des Schweizer Ge-
heimdienstes NDB machte einen auf 
harmlos, der Vertreter des Chaos 
Computer Clubs erläuterte, wie es ge-
lang, auf EU-Ebene die Vorratsdaten-
speicherung zu kippen – und die SP-
Nationalrätin Edith Graf-Litscher, 
Mitglied der Sicherheitskommission, 
welche das BÜPF gleichentags durch-
gewinkt hatte, wich allen Fragen aus. 

Grüter würde Snowden kein 
Asyl geben, weil er «unser 
Land nicht dem riesigen 
Druck aussetzen wolle, den 
die USA dann auffahren wür-
den».
Das sieht wohl auch die 
Staatspolitische Kommis-
sion des Nationalrates so. 
Das Asylrecht für Whist-
leblower (Vorstoss von SP-
Nationalrat Carlo Sommaru-
ga) lehnte sie mit 13 zu 8 ab, 
«weil bereits heute in Härte-
fällen ausnahmsweise ein 
Bleiberecht gewährt werden 
kann». Ausnahmsweise … 
An gesichts des massiven 
Druckes der Obama-Admi-
nis tration und ohne verbrief-
ten Anspruch auf Asyl ist 
Snowden also gut beraten, 
nicht in die Schweiz zu kom-
men – leider. Was aber sind 
die Motive Snowdens?

Snowdens Motive …
In der August-Nummer des US-Tech-
nologie-Magazins «Wired» ist ein 
grosser Artikel von James Bamford 
mit dem Titel «The most wanted man 
in the world»* erschienen. Bamford 
ist der BULLETIN-Leserschaft be-
kannt als Autor von zwei Standard-
werken über die NSA. Er hatte Gele-
genheit, Snowden in Moskau zu be-
suchen. Offensichtlich hat Snowden 
sich entschieden, angesichts der Ver-
längerung des Aufenthaltes um drei 
Jahre durch die russischen Behör-
den, ausführlicher und offener über 

Im letzten Bulletin sind wir auf DAS Buch zum Thema Edward Snowden 
eingegangen («No Place to Hide» von Glenn Greenwald). Inzwischen gibt 
es mehr Informationen zur Motivation von Snowden und zum Ausmass 
des Überwachungsstaates. Langsam regt sich auch in der Schweiz Wider-
stand gegen den Überwachungsstaat.



17

BULLETIN  |  NUMMER 3  |  SEPTEMBER 2014

seinen Werdegang zu sprechen. Und 
räumt damit letzte Zweifel an seiner 
Integrität und Motivation aus.
In den Abschnitten 5 und 6 des Arti-
kels beschreibt Bamford, wie Snow-
den bis 2012 ständig mehr Zugang zu 
allen Informationen erhielt und sich 
einen umfassenden Überblick über 
die Datensammelwut der NSA ma-
chen konnte, die vor keinem Gesetz 
Halt machte. Nur die Cyberkriegsak-
tivitäten blieben ihm verborgen. Dies 
änderte sich, als er im Frühling 2013 
zu einem Vertragspartner der NSA 
wechselte – Booz Hamilton. Nun hat-
te er doppelten Zugang, und es bestä-
tigte sich, dass «ein grosser Teil der 
US-Kommunikation mitgeschnitten 
und abgespeichert wurde, ohne rich-
terliche Anordnung, ohne Verdacht 
auf kriminelle Aktivitäten, wahr-
scheinliche Delikte und individuel-
les Ziel» (Anm. des Autors: diese 
und alle folgenden Zitate aus «Wired» 
sind von ihm übersetzt).
Seine Hauptbeschäftigung war nun, 
die Cyberwar-Aktivitäten von China 
zu untersuchen. Dabei musste er fest-
stellen, dass die Agency ihr Mandat 
weit überschritt. «Es ist kein Ge-
heimnis, dass wir China sehr aggres-
siv hacken. Aber wir haben die rote 
Linie überschritten. Wir haben Uni-
versitäten und Spitäler gehackt, 
und völlig zivile Infrastrukturen statt 
aktuelle Regierungs- und Militär-
ziele.» Was ihm dann endgültig «den 
Nuggi herausgehauen» hat, war die 
Entdeckung «der Entwicklung eines 
neuen, ‹strangelovian› Cyberkriegs-
führungsprogrammes mit dem Co-
denamen Monster Mind».
Dieses Programm begnügt sich nicht, 
automatisch Cyberangriffe abzuweh-
ren, sondern schiesst ebenso automa-
tisch zurück – und hat damit die Ka-
pazität, irrtümlich einen Krieg aus-
zulösen. Snowden erklärt weshalb: 
«Der ursprüngliche Angriff ist sehr 
oft durch ein unschuldiges Drittland 
geroutet. Solche Angriffe können 
sich als jemand anders ausgeben. Je-
mand sitzt z. B. in China und lässt es 

so aussehen, wie wenn der Angriff 
aus Russland kommen würde. Und 
wir schiessen automatisch zurück 
auf ein russisches Spital. Was pas-
siert dann?»
Neben dem Risiko, quasi durch einen 
Unfall einen Krieg zu starten, sieht 
Snowden Monster Mind als die «ul-
timative Bedrohung der Privatsphä-
re, weil die NSA Zugang zu praktisch 
der kompletten privaten Kommuni-
kation, welche in die USA herein-
kommt, benötigt, damit das System 
überhaupt funktioniert. (…) Das be-
deutet, dass wir das 4th Amende-
ment verletzen, indem wir uns der 
privaten Kommunikation ohne rich-
terliche Anordnung bemächtigen  – 
ohne wahrscheinliches Delikt, nicht 
einmal aufgrund eines Verdachtes 
auf ungesetzliches Handeln. Und das 
für alle, permanent.»
Jetzt wusste Snowden endgültig, 
dass er seine USB-Sticks nehmen 
musste und der Welt erzählen, was er 
wusste. Die Frage war, wann.
Den Auslöser lieferte am 13. März 
2013 der Direktor der US-Geheim-
dienste James Clapper. Dieser log ei-
nen Senatsausschuss geradeaus an, 
indem er aussagte, dass die NSA 
«nicht wissentlich» über Millionen 
von AmerikanerInnen Informationen 
sammeln würde. Gegenüber Bamford 
kommentiert Snowden dies so: 
«Clapper betrachtete es als seinen 
ganz normalen Job, das amerika-
nische Volk zu täuschen. Und zu 
Recht ging er davon aus, dafür nicht 
bestraft zu werden. Denn als er über-
führt wurde, vor dem Senat unter Eid 
gelogen zu haben, erhielt er nicht mal 
einen Klaps auf die Finger. Das sagt 
viel aus über das System und über 
unsere politischen Führer.»

… vom Idealist zum Realist
Snowden meldete sich nach 9-11 
freiwillig zum Irak-Krieg, weil er an 
die US-Propaganda glaubte, dass 
Saddam hinter dem Anschlag steckte 
und über Massenvernichtungswaf-
fen verfügte. Nach zehn Jahren in Ar-

mee und Geheimdienst wusste er es 
besser und hielt an seinem Ideal von 
einem freiheitlichen Rechtsstaat fest. 
Er kam, wie oben geschildert, zur 
Überzeugung, dass der NSA und ih-
ren befreundeten Geheimdiensten 
(v.a. Grossbritannien und Kanada) 
sowie der Obama-Administration 
Ein halt geboten werden musste. Zu 
Beginn seiner Geheimdienstkarriere 
setzte Snowden grosse Hoffnungen 

Paul Rechsteiner (SP) im Ständerat …

… und Daniel Vischer (Grüne) im Na-
tionalrat wollen grundlegende Konse-
quenzen ziehen.
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Überwachungsstaat

in Obama, die aber schnell bitter ent-
täuscht wurden. Nach Jahren der 
Desillusionierung und Empörung 
war Snowden schliesslich bereit, 
eine sichere Existenz mit glänzenden 
Karrieremöglichkeiten zu opfern 
und «sein Leben anzuzünden und 

niederzubrennen», wie er in dem In-
terview sagte. Sein systematisches 
Vorgehen, um einen maximalen und 
möglichst langfristig wirkenden Ef-
fekt zu erzielen, und seine persön-
liche Zurückhaltung, um es den Mas-
senmedien schwer zu machen, via 
Personalisierung vom Thema abzu-
lenken, sind bewundernswert.
Mehr als ein Jahr nach seinen Enthül-
lungen zeigt er sich überrascht über 
das weltweite riesige Echo seiner 
Enthüllungen. Gleichzeitig ist er er-
nüchtert, wie wenig konkrete Aus-
wirkungen auf politischer Ebene 
sichtbar sind. Seine Schlussfolge-
rung ist simpel: «Wir haben die Mit-
tel und wir haben die Technologie, 
um die Massenüberwachung ohne 
jegliche legislative Massnahmen, 
ohne Änderungen in der Politik, zu 
beenden. Die Antwort ist starke Ver-
schlüsselung. Wir können die Mas-
senüberwachung nicht nur in den 

Vereinigten Staaten, sondern welt-
weit stoppen, wenn die Verschlüsse-
lung jeglicher Kommunikation zu 
einem universellen Standard wird.»

Es kommt noch mehr
Brisant in Bamfords Artikel sind 
zwei neue Informationen: Snowden 
verfügt gemäss seinen Aussagen sel-
ber gar nicht mehr über die Doku-
mente, hat aber offenbar immer noch 
Einfluss darauf, was veröffentlicht 
wird. Das ist clever, weil er sich so 
elegant dem Interesse anderer Ge-
heimdienste entzieht. Noch brisanter 
aber ist, dass es inzwischen weitere 
Whistleblower aus den US-Geheim-
diensten gibt, welche die Snowden-
Files als Deckung benutzen. In Kom-
bination mit dem Nichtwissen der 
NSA darüber, was Snowden alles 
abgezügelt hat, dürfte dies für viele 
schlaflose Nächte in Fort Mead und 
Washington sorgen. Aber es gilt, was 
Snowden am Schluss von Bamfords 
Artikel sagt: «Die Frage für uns ist 
nicht, was die nächste Enthüllung 
sein wird. Die Frage ist, was wir da-
raus machen.»

Ausblick
Das Grundrecht auf informationelle 
Selbstbestimmung ist fundamental 
und muss kommen. Wie Snowden 
kann dessen Durchsetzung in der täg-
lichen Realität nicht einfach dem 
Staat überlassen werden – denn der 
ist ja, solange es Geheimdienste gibt, 
auch Täter. Einen interessanten An-
satz liefern drei CERN-Mitarbeiter, 
welche eine sichere Mail-Infrastruk-
tur auf die Beine gestellt haben, die 
von Privaten ohne spezielle IT-
Kenntnisse genutzt werden kann.**

* www.wired.com/2014/08/edward-
snowden/
** www.protonmail.ch

Weiterführende Links zum Thema:
www.heise.de/thema/NSA
www.digitale-gesellschaft.ch

Weiterer Kasten
Ein weiterer Kasten zum Thema befin-
det sich auf Seite 25 dieses BULLETINS.

Motion Rechsteiner
«Der Bundesrat wird beauftragt, zur Zu-
kunft der Datenbearbeitung und Datensi-
cherheit eine interdisziplinäre Experten-
kommission einzusetzen, bis untenste-
hende Fragen beantwortet sind, längstens 
aber für 3 Jahre:
1. Wie sind die technologischen und po-

litischen Entwicklungen auf dem Ge-
biet der Datenbearbeitung zu beurtei-
len?

2.  Was bedeuten diese Entwicklungen 
für die schweizerische Wirtschaft, die 
Gesellschaft und den Staat?

3.  Wie ist der gegenwärtige Rechtsrah-
men mit Blick auf diese Entwicklung 
zu beurteilen?

4.  Welche Empfehlungen ergeben sich 
daraus für die Schweiz? Auf nationa-
ler Ebene? Mit Blick auf mögliche Ini-
tiativen auf internationaler Ebene?

Red. Der Bundesrat lehnte die Motion als 
unnötig ab. Dabei verwies er ausgerech-
net aufs VBS, welches sich in den letzten 
Jahren nicht gerade mit Informatikkom-
petenz hervorgetan hat: «Der Bundesrat 
hat aber neuen Bedarf für den Bund fest-
gestellt. Er hat in der Folge das VBS be-
auftragt, in Zusammenarbeit mit den an-
deren Departementen, der Bundeskanz-
lei und weiteren Bundesbehörden sowie 
unter Beizug von Experten den Entwurf 
eines Bundesgesetzes über die Informati-
onssicherheit auszuarbeiten.» Der Natio-
nalrat nahm die Motion mit einer Ände-
rung (Beschränkung auf 3 Jahre) schliess-
lich mit 97 zu 80 Stimmen an. Die SVP 
stimmte geschlossen dagegen, die CVP 
mehrheitlich und die FDP im Verhältnis 
2:1 dafür. SP, Grüne, GLP und BDP stimm-
ten geschlossen dafür. Die drei Zuger Na-
tionalräte stimmten dagegen …
Im Ständerat wurde die Motion mit 21 zu 
15 Stimmen angenommen, das Stimm-
verhalten der beiden Zuger Ständeräte ist 
nicht bekannt.

Geheimdienstchef Markus Seiler will 
mehr Überwachungsbefugnisse.



19

BULLETIN  |  NUMMER 3  |  SEPTEMBER 2014

Wohngenossenschaft

W’Alter ist da

Dana Zumr und Tekla Hahin | Bild in buona compagnia, Bonaduz

Die Genossenschaft W’Alter ist offen 
für weitere Mitglieder. Sie sucht ge-
eignetes Land resp. geeignete Immo-
bilien in der Stadt Zug. Nicht nur 
private LandbesitzerInnen, sondern 
auch die Stadt und der Kanton Zug, 
sind angesprochen, Hand zu bieten, 
Wohnungen zu tragbaren finanzi-
ellen Bedingungen zu erstellen und 
ihre Versprechen, Wohnbaugenos-
senschaften zu fördern, umzusetzen. 
Der Gedanke, bezahlbaren Wohn-
raum für ältere Menschen in Zug zu 
schaffen, begeistert und steckt an. 
Bereits als die Initiantinnen und Ini-
tianten ihre Idee zu verbreiten began-
nen, stellten sie ein beachtliches Inte-
resse fest. Zur Freude aller fanden 
sich schliesslich 15 Personen zur 
Gründungsversammlung ein. Mittler-
weile hat W’Alter 20 Mitglieder. 

Genossenschaften
Genossenschaften, als Vereinigung von 
Ebenbürtigen zur gemeinsamen Selbst-
hilfe, haben in der Schweiz sehr weit 
zurückliegende Ursprünge. Bereits 

Älpler und Säumer hatten sich genos-
senschaftlich organisiert und ihre Kor-
porationen bilden gewissermassen die 
Urzellen eidgenössischer Staatlich-
keit. Man bezeichnet Genossenschaf-
ten auch als «Kinder der Not» und 
stellt fest, dass der Gedanke der Selbst-
hilfe immer dann aufkeimt, wenn Kri-
sen kapitalistischer Ökonomie Men-
schen an den gesellschaftlichen Rand 
drängen. 

Stadt Zug und W’Alter
Im Jahr 2014 wird in der reichsten 
Stadt der Schweiz eine Wohnbauge-
nossenschaft gegründet. Ist das ein 
Zufall? Wahrlich nicht. Die Gründe 
waren vielfältig und doch kristalli-
sierte sich ein wesentliches Thema in 
der Vorbereitungsphase heraus: Wie 
wird es mir möglich sein, im Alter in 
Zug zu bleiben, dies in einer bezahl-
baren Wohnung und in einem gemein-
schaftsfördernden Umfeld? Ist es ein 
Zufall, dass derzeit 14 Frauen und 6 
Männer Mitglieder sind?  Die meisten 
machen sich ihre Gedanken, wie die 

Was vor mehr als einem Jahr mit einer Arbeitsgruppe begann, mündete 
am 21. Juli 2014 in der Gründung der Wohnbaugenossenschaft W’Alter in 
Zug. W’Alter steht für Wohnen, Alter und Alternativ. Die Grundidee ist, 
selbstverwalteten, bezahlbaren Wohnraum für vorwiegend ältere Men-
schen zu schaffen, wobei ein Mehrgenerationenprojekt angestrebt wird. 

nachberufliche Phase in ihrem Leben 
aussehen könnte. Gemeinsam ist al-
len, dass sie in Zug resp. im Kanton 
wohnen und dies auch bleiben wol-
len. Gemeinsam ist allen, dass sie den 
Wunsch haben, im Alter in selbstbe-
stimmter Gemeinschaft zu leben. Ge-
meinsam ist vielen, dass sie sich fra-
gen, ob sie sich die heutige Wohnung 
auch im Alter noch leisten können 
respektive ob es die Wohnung dann 
noch gibt und diese nicht aus Rendite-
überlegungen von Erbengemeinschaf-
ten zum Abbruch freigegeben wird. 
Der Anfang ist gemacht. Die Statuten 
sind beschlossen. Der Vorstand hat 
sich konstituiert und plant konkrete 
Schritte, um das angestrebte Ziel zu 
erreichen. Dies will er mit Realitäts-
sinn, Pragmatismus und Beharrlich-
keit tun. Schliessen Sie sich uns an – 
wir freuen uns!  ■

Ähnlicher Ansatz: Die Bonaduzer Wohngenossenschaft «in buona compagnia» 
(www.inbuonacompagnia.ch)

Zweck der Genossenschaft 
W‘Alter 
Die gemeinnützige Genossenschaft ver-
folgt den Zweck, in gemeinsamer Selbst-
hilfe und Mitverantwortung ihren Mitglie-
dern dauerhaft den Bedarf an Wohnraum 
zu tragbaren finanziellen Be dingungen zu 
decken. Sie ist bestrebt, namentlich Wohn-
raum für ältere Menschen anzubieten. Sie 
fördert das Zusammenleben im Sinne ge-
samtgesellschaftlicher Verantwortung und 
gegenseitiger Solidarität. 

Weitere Informationen
Mitgliedschaft: Der Genossenschaftsan-
teil beträgt pro Mitglied CHF 3‘000.–

Kontakt/Mitgliedschaftsantrag: 
Wohnbaugenossenschaft W’Alter 
c/o Dana Zumr, Rothusweg 12
6300 Zug
041 711 22 15, dana.zumr@bluewin.ch

Vorstand: Dana Zumr (Präsidentin)
Susanne Giger (Vizepräsidentin) 
Sylvianne Imhof Zanaty (Aktuarin) 
Thomas Ehrensperger (Kassier) 
Paula Gisler (Beisitzerin)
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Grundeinkommen

Für einen Systemwechsel

Patrick Oppliger, Junge Alternative Zug | Bild Patrick Oppliger

Angenommen, wir passten Produkti-
on und Konsum an unsere tatsäch-
lichen Bedürfnisse an, liessen sie 
nicht weiter durch Gier in die Höhe 
treiben, würde es uns dann schlech-
ter gehen? Kaum. Daher sollten wir 
uns fragen, ob wir das Ziel des fort-
laufend steigenden Wirtschafts-
wachstums beibehalten wollen. Die 
weltweite Nahrungsmittelproduk-
tion könnte 12 Milliarden Menschen 
ernähren, doch sterben trotzdem 8,8 
Millionen Menschen jährlich an 
Hunger. Weltweit landen pro Jahr 1,3 
Milliarden Tonnen Lebensmittel im 
Müll. Alleine mit den 300 Millionen 
Tonnen, welche in den Industriena-
tionen weggeworfen werden, könnte 
man den Welthunger stillen. Rund 
ein Drittel der Nahrungsmittel, die 
im Abfall landen. Doch Nahrungs-
mittel spielen heute nur noch eine 
kleine Rolle in der Wirtschaft. Ein 
Umdenken in allen Bereichen drängt 
sich auf!

Umwelt und Mensch leiden
Wir leben in einer Wegwerfgesell-
schaft, denn das Reparieren defekter 
Geräte und Produkte ist in der Regel 
weniger rentabel als ein neues herzu-
stellen. Überspitzt gesagt: Wir produ-
zieren für die Müllhalde. Schon seit 
den ersten Glühbirnen und Autos be-
gann die geplante Obsoleszenz (Pro-
duktschwachstelle zur Verkürzung 
der Produktlebensdauer) den Markt 
immer mehr zu beherrschen, um den 
Herstellern ein stetes Einkommen so-
wie ein gesichertes Arbeitsvolumen 
zu garantieren. Dieser Trend verstär-
kte sich in den letzten Jahrzehnten, 
besonders in der Elektroindustrie. 
Produziert wird massenhaft, um die 
Umsatzzahlen zu neuen Spitzen zu 
treiben, geworben wird mit dem 

niedrigen Preis und nicht mit der 
Qualität. Sehr viele lassen sich davon 
leicht verführen, der Kaufrausch hält 
an, die Auswirkungen nehmen die 
Wenigsten wahr. Dazu lassen sich 
viele Menschen, besonders im Be-
kleidungsmarkt, durch die Mode-
trends lenken. Noch neuwertige Klei-
dungsstücke werden weggeworfen 
oder bestenfalls via Texaid entsorgt 
(somit bekommt die Näherin in Asien 
wahrscheinlich das von ihr produzier-
te Kleidungsstück wieder zurück …). 
Dass dieses Treiben sehr grosse Men-
gen an umweltbelastendem Abfall 
produziert, ist kein Geheimnis, son-
dern ist seit jeher eine logische Folge-
rung, der jedoch bisher nur geringe 
Beachtung geschenkt wurde. Dies, 
weil die Produzenten keine oder nur 
minimale Kosten der daraus resultie-
renden Umweltbelastung tragen mus s-
ten und müssen. Die Folgen aber, wel-
che immer spürbarer werden, tragen 
wir alle.
Unter diesem Wirtschaften leiden 
auch die ArbeiternehmerInnen. Be-
sonders in Mitleidenschaft gezogen 
werden ArbeiterInnen der ärmsten 
Länder, die von Billigproduzenten 
ausgebeutet werden. Diese Men-
schen haben die Wahl zwischen kei-
ner Arbeit und Arbeit unter katastro-
phalsten Bedingungen. Wir machen 
uns mitschuldig, wenn wir Produkte 
aus solchen Billigproduktionen kau-
fen.

Den Fortschritt nutzen
Der deutsche Unternehmer Götz Wer-
ner* sagte, dass es nicht Sinn und 
Zweck der Wirtschaft sei, die Men-
schen zu beschäftigen, sondern die 
Wirtschaft habe die Aufgabe, den 
Menschen von der Arbeit zu befreien.
Sollten wir demnach nicht jede Ar-

beitsstelle, welche dank neuer Tech-
nologien abgebaut werden kann, mit 
Jubel begrüssen und schätzen ler-
nen, dass wir das gleiche oder gar 
bessere Endergebnis mit einer gerin-
geren Zahl Mitarbeitenden in kürze-
rer Zeit vollbringen können?
Der Mensch neigt dazu, neue Pro-
dukte und Dienstleitungen zu kreie-
ren, die er im Grunde genommen gar 
nicht benötigt. Es ist die Wirtschaft, 
die uns die Notwendigkeit (zu) vie-
ler Produkte und Waren weismacht. 
Die Wirtschaft muss ja schliesslich 
weiter wachsen, um genug Rendite 
einzuspielen. Warum sollten wir 
nicht endlich den Gewinn an freier 
Zeit für uns selbst einsetzen und da-
von profitieren? 
Eine Wirtschaft, welche alle Men-
schen der Welt im gesunden Masse 
befriedigen würde, müsste nur einen 
Sicherheitsüberschuss produzieren 
sowie proportional zur Erdbevölke-
rung wachsen, mehr nicht! Das heu-
tige Wirtschaftssystem beruht auf 
Übersteuerung, zu hoher Produktion 
und zu schnellem Wachstum.

Schädlicher Wettbewerb
Würden wir unseren Bedürfnissen 
entsprechend konsumieren, bräuch-
ten auch wir keinen Wettbewerb! Der 
weltweite Wettbewerb wird stets ag-
gressiver, der Druck, bestehen zu 
können, lastet enorm auf den Unter-
nehmen. Die steigende Fallzahl psy-
chischer Probleme, zum Beispiel der 
Burnouts, weisen uns auf die mensch-
lichen Grenzen des Wirtschafts-
wachstums hin. Der Mensch benö-
tigt, wenn auch nicht jeder im selben 
Masse, Zeit zur Musse und Selbstver-
wirklichung.

Bedingungsloses Grundeinkommen
Die Initiative «Für ein bedingungs-
loses Grundeinkommen» kam letztes 
Jahr zustande und wird 2015 zur Ab-
stimmung vor das Volk kommen. 
Diese Initiative schlägt einen mög-
lichen sowie interessanten, zukünf-
tigen Weg.

In den Köpfen der meisten Menschen ist fest verankert, dass wir ein stetes 
Wirtschaftswachstum benötigen, damit es uns gut geht. Dass dieses Streben 
nach mehr uns grundsätzlich nicht glücklicher macht, wissen wir bereits. 
Mit der Initiative für ein bedingungsloses Grundeinkommen steht ein alter-
natives Modell zur Wahl.
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Jeder und jedem Schweizer Bürgerin 
und Bürger soll ein bedingungsloses, 
monatliches, staatliches Salär ausbe-
zahlt werden, welches ein einfaches 
Leben in Würde ermöglicht. Die Ini-
tianten betrachten monatlich 2500 
Franken für Erwachsene und 625 
Franken (ein Viertel) für Kinder und 
Jugendliche als sinnvoll. Ewige Bau-
stellen wie die AHV, das Rentenalter, 
Kinderzulagen, Stipendien und Ar-
beitslosengelder könnte man end-
lich aufgeben, da das bedingungs-
lose Grundeinkommen all dies abde-
cken würde. Die IV käme erst ab 
Beiträgen über 2500 Franken zum 
Zuge, welche nach demselben Sys-
tem wie heute definiert werden 
sollten. Nach Abzug der direkten 
Einsparungen, würde uns die Um-
setzung noch 2 Milliarden kosten 
(Gesamtkosten von 200 Milliarden 
minus 70 Milliarden Einsparungen 
der Sozialausgaben minus 128 Mil-
liarden Einnahmen von der Lohndif-
ferenz der Arbeitgeber). Die Kosten-
minimierung, die durch den Wegfall 
der heutigen Bürokratie erreicht 
würde, ist in dieser Rechnung noch 
nicht mal enthalten!
Beiliegende Grafik zeigt kompakt die 
gewünschten Auswirkungen des be-
dingungslosen Grundeinkommens 
auf die Gesellschaft. Der Mensch soll 
vom Willen und von der Leiden-
schaft zur Arbeit motiviert, die Kopp-
lung zum Geld vermindert werden.
Ein Arbeiter, der aktuell 5000 Fran-
ken pro Monat verdient, würde mit 
dem bedingungslosen Grundein-
kommen genau denselben Verdienst 
haben, einzig die Zusammensetzung 
würde sich ändern: 2500 Franken 
würden vom Staat, und 2500 Fran-
ken direkt vom Arbeitgeber bezahlt. 
Er könnte sich dank dem neuen Sys-
tem aber jederzeit sicher fühlen, 
denn seine existenzielle Grundlage 
wäre garantiert. Die Attraktivität 
projektorientierter Jobs und Teilzeit-
stellen würde steigen, der Arbeiter 
wäre flexibler. Gemeinnützige Enga-
gements würden beliebter werden. 

Die Wirkung des Grundeinkommens.
Quelle: «Teil der Lösung», von Ronald Blaschke, Werner Rätz (Hrsg.), Rotpunkt Verlag
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Grundeinkommen

Familien würden finanziell entlas-
tet, die Erziehung der eigenen Kinder 
realistischer.

Flexibles Rentenalter
Bekannt ist, dass viele Pensionä-
rinnen und Pensionäre nach dem 
Eintritt ins Rentenalter rasch an Le-
benskraft verlieren oder gar in eine 
tiefe Krise fallen. Für den Fall, dass 
die StimmbürgerInnen Ja zum bedin-

gungslosen Grundeinkommen sagen, 
ist das Rentenalter in Zukunft flexi-
bel wählbar und der Ausstieg aus 
dem Erwerbsleben kann den indivi-
duellen Bedürfnissen angepasst wer-
den (zum Beispiel ab dem sech-
zigsten Lebensjahr jährlich 20 Pro-
zent geringere Anstellung).

Doch Bedingungen
Im deutschen Wirtschaftsmagazin 
«Brand Eins» wurde eine Untersu-
chung zitiert, welche der Frage nach-
ging, ob die Menschen mit einem 
Grundeinkommen noch arbeiten wür-
den: 90 Prozent der Menschen wür-

den weiterhin einer Erwerbsarbeit 
nachgehen.  80 Prozent der Befragten 
meinten, dass andere dadurch aufhö-
ren würden zu arbeiten.
Da das bedingungslose Grundein-
kommen, wie der Name schon sagt, 
an keine Gegenleistung gebunden ist, 
sind die Bedenken, dass es sehr viele 
«Faulenzer» geben könnte, trotzdem 
nicht unbegründet. Auch mir würde 
eine Knüpfung an 1 bis 2 Tage ge-

meinnützige Arbeit besser gefallen, 
falls keine Betätigung vorweisbar 
wäre. Der Mensch trägt von Geburt 
grundsätzlich einen natürlichen Ta-
tendrang in sich, doch haben sehr 
viele diese dafür notwendige Eigeni-
nitiative verlernt. Daher denke ich, 
dass einige Menschen noch nicht be-
reit sind für das bedingungslose 
Grundeinkommen und wir diese zu 
Beginn sicherlich tragen müssten.

Fazit
Dass wir unser wirtschaftliches Han-
deln ändern müssen, steht ausser 
Frage. Ob wir dies über kleine Schrit-

te wie die Reduzierung der wöchent-
lichen Arbeitszeit oder grosse in 
Form des bedingungslosen Grund-
einkommens einschlagen, steht uns 
offen. Wie lange wir uns noch Zeit 
lassen können, bis wir gezwungen 
sind, einen grundlegenden System-
wechsel zu vollziehen, kann niemand 
mit Bestimmtheit sagen. Ich bin mir 
sicher: Je früher wir damit beginnen, 
desto geringer werden die Folgen und 
bleibenden Schäden für Mensch, Na-
tur und Umwelt ausfallen.  ■

*Götz Wolfgang Werner (* 5. Februar 
1944 in Heidelberg) ist Gründer und 
Aufsichtsratsmitglied des Unterneh-
mens dm-drogerie Markt, dessen Ge-
schäftsführer er 35 Jahre lang war.

■

Weiterführende Quellen: 
Internet: 
www.bedingungslos.ch
www.grundeinkommen.ch

Bücher: 
«Teil der Lösung» 
von Ronald Blaschke, Werner Ratz, 
«Wie viel ist genug?»
von Robert und Edward Skidelsky, 
«Die Befreiung der Schweiz» 
von Christian Müller und Daniel Straub

Bedingungsloses Grundeinkommen: Mehr Kleingeld für alle?
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Rohstoffe

Drcksgeschäfte

Jonas Feldmann, Co-Präsident Junge Alternative Zug | Bild MultiWatch

«Ein Regisseur hätte den Wendepunkt 
des Dramas, wo sich Klimax und Ka-
tastrophe treffen, nicht besser gestal-
ten können. Am 29. Januar 1992 bah-
nen sich zwei dunkel gewandete 
Herren den Weg ins Zuger Dallas-Ge-
bäude, den Hauptsitz der mächtigen 
Rohstoffhandelsfirma Marc Rich+ 
Co.» Wer das Buch «Milliarden mit 
Rohstoffen» aufschlägt und diese ers-
ten Sätze liest, wähnt sich zunächst 
in einem spannenden Kriminalro-
man. Wer jedoch weiterliest, dem 
wird bald klar: Die Schauplätze und 
die Personen in dieser Erzählung 
sind nicht erfunden, sondern real – 
und der uns bestens bekannte Autor 
dieses Vorworts, der ehemalige Zuger 
Nationalrat Jo Lang, ist bestimmt kein 
fantasierender Belletristiker, sondern 
ein faktenorientierter Sachbuchautor. 
Und zwar einer, der sich nicht scheut, 
auch die unangenehmen Wahr heiten 
aus den Zuger Archiven zu kramen.

Schwarzbuch des Rohstoffhandels
Und so bringen Lang und die unge-
fähr fünfzehn anderen Autorinnen 
und Autoren in diesem Schwarzbuch 
des Rohstoffhandels eine Menge Din-
ge auf den Tisch, die mich als jungen 
Zuger nicht gerade mit Stolz und Lo-
kalpatriotismus erfüllen. Im Gegen-
teil: Die Tatsache, dass die tolle Infra-
struktur und die guten Schulen in 
unserem Kanton mindestens zum 
Teil mit Gewinnen aus «Drecksge-
schäften» bezahlt wurden, hinter-
lässt bei mir das flaue Gefühl, für die 
geschilderte Ausbeutung an Men-
schen und Natur auch zu einem klei-
nen Teil mitschuldig zu sein. 

Übersichtliches Nachschlagewerk
Ihnen, als regelmässige Leserinnen 

und Leser des BULLETINS, brauche 
ich die einzelnen Vergehen des Roh-
stoffgiganten ja nicht mehr einzeln in 
Erinnerung zu rufen. Schliesslich ha-
ben gerade unsere Autoren stets aus 
erster Hand berichtet. Wenn Sie je-
doch bei sich zu Hause kein privates 
Archiv mit sämtlichen bisher er-
schienenen Ausgaben des BULLE-
TINS führen, kann ich Ihnen das 
MultiWatch-Buch trotz einer gewis-
sen Redundanz guten Gewissens 
empfehlen. Auch wenn sich langjäh-
rigen, latenten Kritikern von Marc 
Rich, Glencore und Xstrata darin 
kaum mehr neue Welten erschliessen 

«Drecksgeschäfte – Milliarden mit Rohstoffen» sollte das Buch, diesen 
Frühling von der Organisation «MultiWatch» herausgegeben, ursprüng-
lich heissen. Auf grossen juristischen Druck seitens des Zuger Rohstoff-
multis Glencore Xstrata hin sind die Drecksgeschäfte dann zwar aus dem 
Buchtitel verschwunden – nicht aber aus dem Portfolio des mächtigen 
und rücksichtslosen Konzerns.

werden, so bietet es doch eine sau-
bere, übersichtliche Chronik der ver-
schiedenen Ereignisse. Und da das 
Werk dabei den Fokus auf die ent-
standenen und entstehenden sozia-
len Konflikte legt und auch, wie man 
sich das von MultiWatch gewohnt ist, 
Direktbetroffene zu Wort kommen 
lässt, wirkt es trotzdem nicht wie ein 
unnahbares Nachschlagewerk, das 
man im Bücherregal verstauben lässt, 
um vielleicht ein Mal im Jahr etwas 
darin nachzulesen. 

Weitergeben!
Im Gegenteil: Dieses Buch wollen Sie 
nicht in Ihrem Bücherregal stehen 
lassen! Jeder Zugerin, jedem Zuger 
möchten Sie es, sobald Sie es selbst 
gelesen haben, gleichzeitig weiterge-
ben. Denn was die Autorinnen und 
Autoren dieses Buches zu sagen ha-
ben, sollte eigentlich mehr als nur 
eine kleine, engagierte Minderheit in 
Zug interessieren. Das traurige Wis-
sen über die Machenschaften der in 
Baar beheimateten Glencore sollte 
Bestandteil des Zuger Lehrplans sein 
und öffentlich zugänglich für alle – 
dass nicht nur wir Grünen, sondern 
endlich auch die ewigen Verteidiger 
des Konzerns, ihre Erkenntnisresis-
tenz abstreifen und die Menschen-
rechtsverletzungen und die Umwelt-
verschmutzung, welche die Firma 
Glencore zu verantworten hat, als 
Tatsachen anerkennen. Dann können 
wir endlich vernünftige Lösungen 
finden, wie wir die betroffenen Men-
schen in den Abbaugebieten unter-
stützen und das Image des «Rohstoff-
kantons» Zug retten können. Denn 
auch dieses leidet, mehr als uns lieb 
sein kann. ■

MultiWatch (Hrsg.)

Milliarden mit Rohstoffen
Der Schweizer Konzern Glencore Xstrata

Ein Sachbuch aus der edition 8

MultiWatch (Hrsg.): 
Milliarden mit Rohstoffen
Der Schweizer Konzern Glencore Xstrata 
ISBN: 978-3-85990-222-0
www.milliardenmitrohstoffen.ch 
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Frontal

Der Zuger Wahlherbst 
treibt Blüten aller Art.

Da ist der Zuger Stapi-
Anwärter Wicki, der sein 
Komitee «strecken» muss, 
fast ein Viertel sind nicht 
StadtzugerInnen. Kein 
Wunder, wenn die ganze 
Familie samt erweiterter 
Verwandtschaft unter-
schreiben muss.

Dass er damit viele ungül-
tige Stimmen provoziert, 
hat er mit dem «dop-
pelten» Tännler gemein-
sam, der in seinem persön-
lich adressierten Brief 
darum bat, ihn zweimal 
auf die Liste zu schreiben.

Und die «Neue Zuger 
Zei tung» hats dann ge-
schafft, sogar aus dieser 
Peinlichkeit einen Werbe-
spot für Tännler zu machen.

Aber auf der nach oben 
offenen Richterskala der 
Peinlichkeiten ist auch 
Dolfi Müllers Plakat «Dolfi 
ist Heimat» ein Anwärter 
auf einen Spitzenplatz. 
Und seine Sonnenunter-
gangsveranstaltung ist 
hoffentlich nicht program-
matisch gemeint.

Eine Blüte der besonderen 
Art treibt der harte Ab-
grenzungskurs der SP 
gegenüber der rotgrünvio-
letten Konkurrenz: der 
Alterungsprozess der 
Zuger Sozialdemokraten 
wird neuerdings mit der 
Organisation SP60+ aufge-
fangen und diese hat ihrer 
Regierungsratskandidatin 
Bürgi-Dellsperger ein 
Podium zur Rentenreform 
2020 organisiert. Sonst 

noch auf dem Podium: 
FDP- Regierungsrat Mat    t hias 
Michel.

An der diesjährigen GV des 
Gewerkschaftsbundes, wel-
che ebendieses Thema vor 
dem Wahlherbst fundiert 
abgehandelt hat, fehlte 
SP60+ samt ihrer Regie-
rungsratskandidatin. 
Vielleicht auch, weil dort 
diskutiert wurde, wie die 
Erhöhung des Rentenalters 
für Frauen abgewendet 
werden kann.

Die Ausgangslage für die 
Wahlen eruieren die Medi-
en gerne mit Strassenum-
fragen. Sehr häufig ge-
nannt: dass Politiker das 
tun sollen, was sie sagen. 
Passend dazu zwei Zitate: 
CVP-Stadtratskandidat Urs 
Raschle: «Wählen Sie 
Ihren Gemeinderat oder 
Stadtrat direkt und ohne 
Partei.»
Wahl-Newsletter Nr. 9 der 
CVP: «Nur CVP-Kandidie-
rende auf allen Listen.»

Die CVP will also unbe-
dingt den Stadtratssitz 
zurück, den sie selbstver-
schuldet vor vier Jahren 
verloren hat – sogar mit 
einem Heissluftballon 
kurven sie über der Stadt 
Zug – «Mit Weitsicht» 
steht drauf. «Viel heisse 
Luft» würde auch nicht 
schlecht passen.

Viel heisse Luft auch in 
den Printmedien – noch 
fast am interessantesten 
sind die Leserbriefe. Der 
Preis für die beste Losung 
geht an Jürg Röthlisberger 
aus Cham: «Je rechtsaus-
sen, desto Krawatte!»

Denn tatsächlich: Bei den 
Kantonsratswahlen sind 
die Alternativen – die 
Grünen die Einzigen, 
welche gleich viel Frauen 
wie Männer auf ihren 
Listen haben. Bei der SP 
sind es 1/3 Frauen, bei 
CVP und FDP noch 1/4, bei 
der GLP 1/5, und bei der 
SVP – ein Neuntel!

Das hindert das «Fraue-
Netz» – eine Organisation 
der Frauenzentrale – nicht 
daran, ausgerechnet einem 
Regierungsrat der 1/4- 
Frauen-FDP zu allerbester 
Wahlkampagnezeit eine 
Veranstaltung zu organisie-
ren. FDP und Urs Hürli-
mann freut‘s.

Unzufrieden sind hingegen 
die nachrückenden hard-
core-neoliberalen jungen 
Freisinnigen – und zwar 
mit der (zu 6/7 bürger-
lichen) Zuger Regierung. 
Zitat aus dem Leserbrief 
eines solchen FDP-Kan-
tonsratskandidaten: «Der 
Zuger Regierungsrat ist 
ungenügend aufgestellt, 
um die zentralsten Heraus-
forderungen zu parieren.»

Sie haben richtig geraten: 
Diese Herausforderungen 
sind für FDP-Hardliner 
nicht fehlender günstiger 
Wohnraum, Verbetonie-
rung, zu viel Verkehr in den 
Städten, zu viel Englisch 
im Ausgang, Nachholbedarf 
beim Schulraum etc. Es 
geht um die Bewahrung der 
Steuerprivilegien für 
Firmen und Reiche, ohne 
mit einem exorbitant hohen 
Nationalen Finanzaus-
gleich NFA den gerechten 
Preis dafür zu bezahlen.

Ein Hardliner ist auch der 
SVP-Stadtratskandidat 
Jürg Messmer. In einem 
Vorstoss verlangt er von 
der Stadt einen härteren 
Verhandlungskurs beim 
Zuger Finanzausgleich. 
Gemeint damit ist sein 
BS14-Stadtrats-Dream-
team-Kollege Karl Kobelt 
von der FDP.

Für Belustigung sorgt 
Messmers Finanzvorstoss 
nicht nur bei der Linken – 
ausgerechnet Messmer, der 
als Präsident die PUK-
Romer-Kommission weder 
geführt noch die Finanzen 
der Kommission im Griff 
hatte, geschweige denn in 
der Lage war, einen Kom-
missionsbericht zu schrei-
ben. Aber an den BS14-
Podien als grosser Sparer 
auftreten, das kann er.

Eine neue Art von Wahl-
propaganda für einzelne 
Kandidatinnen ist das 
Resultat des Zusammen-
spiels von Staatskanzlei 
unter Land(ver)schreiber 
Tobias Moser und der 
«Neuen ZZ». Bei jedem 
falsch gedruckten Namen 
gibt’s gratis einen grossen 
Zeitungsartikel mit Föteli.

Sonst kostet die Einzelwer-
bung für Kantonsratskandi-
daten ja richtig Geld. Die 
Flut von persönlichen 
Inseraten und Flyern in 
jeden Haushalt fällt auf. 
Bei Bisherigen weiss man 
so doch gleich, wer um 
seinen Sitz fürchtet. Rupan 
Sivaganesan ist so ein 
Spezialist. Bis Redaktions-
schluss hat er mehr 
Kopfinserate geschaltet als 
Stadtratskandidat Bertschi.
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beweist Brian Thacker mit 
seinem Reisetagebuch 
COUCH SURFING. Über 
www.couchsurfing.org, 
ohne Zweifel eine der bes-
ten Seiten im World Wide 
Web, stellen Menschen aus 
allen Regionen der Welt gra-
tis ihre Sofas zum Über-
nachten zur Verfügung – 
Fremden, notabene. Think 
global – sleep global. Und 
so hüpft der Australier von 
Sofa zu Sofa rund um die 
Welt – und lernt dabei nicht 
nur unbekannte Länder und 
Landschaften, sondern vor 
allem auch deren Bevölke-
rung, seine Gastgeberinnen 
und Gastgeber, aus einer 
ganz neuen Perspektive 
ken nen. Ein Unterhalt-
sames, lustiges und optimis-
tisch stimmendes Reisetage-
buch, das auch Zuhausege-
bliebene an die interessan-
testen Orte dieser Welt und 
in die Wohnzimmer der 
Menschen transportiert, die 
sie bevölkern. Wer weiss, 
vielleicht eröffnen auch Sie 
bald ein Mitgliederkonto 
und holen Reisende aus der 
ganzen Welt zu sich nach 
Hause. Oder Sie surfen bald 
von Sofa zu Sofa um die 
Welt? Bereiten Sie auf jeden 
Fall Ihre Leber gut vor, wür-
de Thacker sagen. Gesoffen 
wird offenbar all round the 
world. 

Brian Thacker: 
Couch Surfing
Eichborn Verlag
320 Seiten

hersehbar, wie die Message, 
die der Autor seinen Lese-
rinnen und Lesern zu über-
mitteln versucht. Ein Weck-
ruf à la «1984» quasi, nur 
unspektakulär – ein an hohe 
Standards gewöhnter Litera-
turkritiker würde sogar mo-
nieren: schlecht  geschrie-
ben. Dafür umso realis-
tischer, weil angepasst an 
die Gegenwart. Und weil 
das, was früher pessimis-
tische Zukunftsängste wa-
ren, heute zum Teil einge-
troffen ist – und zu einem 
anderen Teil kurz bevor-
steht. Ob Eggers Warnung 
ankommt? Immerhin spielte 
auch ich, kaum hatte ich 
das Buch aufgeschlagen 
und zu lesen begonnen, 
bald mit dem Gedanken, 
mich von allen pseudo-sozi-
alen Netzwerken abzumel-
den und sperrte mein multi-
potentes Smartphone de-
monstrativ in eine Schubla-
de. Fünf Minuten später 
hatte ich es bereits wieder 
in der Hand. Ist ja nur ein 
Buch.

 

Dave Eggers: 
The Circle
Random House US
497 Seiten 

Dass das Internet aber nicht 
nur böse ist und dass es tat-
sächlich einen Beitrag dafür 
leisten kann, die unter-
schied lichsten Menschen 
aus den verschiedensten 
Ländern unseres Planeten 
näher zusammenzubringen, 

Büchermail

Eigentlich wissen wir es ja 
schon lange: Das Internet ist 
böse. Nun, natürlich nicht 
das Internet an sich. Das In-
ternet ist toll, weil es die 
Menschen frei und unab-
hängig macht. Nur die Fir-
men, welche die Suchplatt-
formen und die sozialen 
Medien – und damit unsere 
Daten, Gedanken, Träume 
und Wünsche – beherr-
schen, sind böse. Immerhin, 
können wir sagen, ist es 
nicht eine einzelne Firma, 
die unser Leben bestimmt, 
sondern vielleicht drei, vier 
verschiedene. Auch wenn 
wir natürlich nicht genau 
wissen, wie diese unterei-
nander vernetzt und organi-
siert sind. Der Mega-Kon-
zern THE CIRCLE im 
gleich namigen Buch von 
Dave Eggers («Der Circle» in 
der deutschen Übersetzung) 
jedenfalls ist der – gott sei-
dank fiktive – Schmelztie-
gel von Ggoogle, Facebook, 
Amazon und Apple: Ein ge-
waltiges, sektenartiges Un-
ternehmen, welches das ge-
samte Internet und damit 
die Menschheit kontrolliert 
und sich dabei gerne als 
wohltätige und gemeinnüt-
zige Organisation präsen-
tiert. Geführt wird der Kon-
zern natürlich, mehr Kli-
schee wäre kaum möglich, 
von einer «neuen Elite» aus 
unscheinbaren Nerds mit 
Hornbrillen und Kapuzen-
pullovern. Dass die junge, 
hübsche und etwas naive 
Mae, welche frisch beim 
CIRCLE angestellt wird, von 
ihrem Arbeitgeber nicht 
lange so begeistert sein 
wird wie an ihrem ersten 
Arbeitstag, ist ebenso vor-

Buch

Fortsetzung des Artikels 
«Noch kein Asyl für 
Snowden» S. 16 bis 18

Recht und Unrecht
Snowden bewegt die Leute 
und sorgt für Diskussionsstoff. 
Wem der Rechtsstaat ein Anlie-
gen ist, der verlangt natürlich 
auch vom einzelnen Staats-
bürger rechtskonformes Ver-
halten. Snowden hat rechtlich 
gesehen geheime Informatio-
nen preisgegeben und seinen 
Arbeitsvertrag verletzt. Ande-
rerseits hat er für das rechts-
staatliche Funktionieren hoch-
wichtige Informationen über 
schwerwiegendste Rechts ver-
letzungen durch den Staat sel-
ber an die Öffentlichkeit ge-
bracht, was inzwischen um-
fangreich dokumentiert ist. 
Genau für solche Situationen 
gäbe es in den USA eigentlich 
ein Whistleblower-Gesetz.
 Aber aus den Erfahrungen von 
drei früheren NSA-Whistle  -
  b lowern wusste Snowden, dass 
er keine Chance haben würde, 
wenn er diesen Weg gegangen 
wäre. Er hat dem Kampf für 
eine Rückkehr zum Rechtsstaat 
nicht nur in den USA einen 
grossen Dienst erwiesen! Da-
hinter steckt auch die Grund-
satzfrage der Geheimdienste: 
Wie kann man etwas kontrollie-
ren, dass per definitionem ge-
heim ist? Es ist ein systemi-
sches Problem, dass Geheim-
dienste immer versuchen 
wer den, sich der rechtsstaatli-
chen Kontrolle zu entziehen. 
Da gibt’s nur eins: Abschaffen! 
Das Geld, welches die Schweiz 
in ihre Geheimdienste inves-
tiert (wir wissen nicht mal, wie 
viel genau das ist), wäre besser 
angelegt im Aufbau einer si-
cheren verschlüsselten Kom-
mu nikations struktur als Ser-
vice für die BürgerInnen.
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Mon père, la révolution 
et moi
Dienstag, 21. Oktober, 
20 Uhr 
im Kino Gotthard, Zug

Ufuk heisst auf Türkisch 
Horizont. An diesem sah 
Ufuk Emiroglus Vater 
Nuri, einen furchtlosen 
Jungspund und über-
zeugten Kommunisten, 
Ende der 1970er-Jahre die 
Revolution in der Türkei 
aufsteigen. Doch die Revo-
lution fand nicht statt – 
1980, im Geburtsjahr der 
Regisseurin, putschte sich 
das Militär an die Macht. 
Nuri Emiroglu wurde in-
haftiert und gefoltert. Wie-
der in Freiheit, flüchtete 
er mit Frau und Tochter in 
die Schweiz.

Der Vater, ein Held. Für 
Klein Ufuk war das keine 
Frage. Doch das Bild be-
kam Risse. Fern das Vater-
land, weit weg das Ideal 
der Revolution – solcher-
massen entwurzelt geriet 
Nuri Emiroglu auf Ab-
wege, die ihn ins Gefäng-
nis, in Alkoholismus und 
ins Glücksspiel führten. 
Die Familie litt und zer-
brach schliesslich daran. 
Gross war der Schmerz für 
Ufuk. Um zu verstehen, 
was sich hinter ihrer Ge-
schichte verbirgt, begab 
sie sich mit der Kamera 
auf Spurensuche.  Das Re-
sultat ist ein inspirierter, 

mosaikartiger Bildertep-
pich, der sich frei zwi-
schen Dokumentar-, Spiel- 
und Animationsfilm be-
wegt: Die Geschichte eines 
Kindes der Revolution, 
das mit seinem Vater auch 
dann nicht bricht, wenn 
der Held allzu mensch-
liche Schwäche zeigt.
Regisseurin Ufuk Emirog-
lu ist anwesend. 

Tokyo monogatari (Reise 
nach Tokyo)
Montag, 10. November, 
20 Uhr 
im Kino Gotthard, Zug

Im Rahmen der Trigon-
Filmreihe gibt es ein dop-
peltes Wiedersehen mit 
einem Filmklassiker, der 
von vielen Kritikern als 
bester Film überhaupt ge-
feiert wird: Zuerst zeigt 
FLIZ Yasujir■ Ozus Meis-
terwerk «Tokyo monoga-
tari» (Reise nach Tokyo) 
aus dem Jahr 1953, eine 
Woche darauf ist im Kino 
Gotthard Y■ji Yamadas 
Remake unter dem Titel 
«Tokyo Kazoku» (Tokyo 
Family) von 2013 zu sehen. 
«Tokyo monogatari» ist 
eine behutsame, in medi-
tativem Bildrhythmus ent-
faltete Studie über den 
Zerfall einer Familie, über 
die Begegnung von Tradi-
tion und Moderne, über 
den alltäglichen Mut zum 
Neubeginn. Jenseits spek-

Kino Veranstaltungen

Mittwoch, 1. Oktober, 
Monatsbar der Alternativen – 
die Grünen, Zug
Ab 18.30 Uhr, Siehbach-
saal, Chamerstrasse 33, Zug 
Mit Köchinnen und Kö-
chen Alternative – die Grü-
nen Steinhausen

Sonntag, 5. Oktober, 
Wahlfeier der Alternativen – 
die Grünen Kanton und 
Stadt 
Ab 16.00 Uhr, Pulverturm, 
Zugerbergstrasse, Zug

Samstag, 18. Oktober, 
Delegiertenversammlung 
Grüne
In Mendrisio TI

Samstag, 1. November, 
Grüne gegen Ecopop
Nationale Kundgebung 
(www.gruene.ch/gruene/
de/kampagnen/ecopop.
html)

Mittwoch, 5. November, 
Monatsbar der Alternativen – 
die Grünen, Zug
ab 18.30 Uhr, Siehbachsaal, 
Chamerstrasse 33, Zug
Mit Köchinnen und Köchen 
des KriFo Alternative Cham, 
20 Uhr, Themenabend «Al-
ter». Von heute auf morgen

Sonntag, 30. November, 
Nationale Abstimmungen
• Volksinitiative 
 «Schluss mit den Steuer-

privilegien für Millionäre 
(Abschaffung der Pau-
schalbesteuerung)»

• Volksinitiative
 «Stopp der Überbevölke-

rung – zur Sicherung der 
natürlichen Lebens-
grundlagen»

• Volksinitiative
 «Rettet unser Schweizer 

Gold (Gold-Initiative)»

takulärer Effekte liefert 
Ozu eine Beschreibung 
der Normalität, deren Wi-
dersprüche weder drama-
tisiert noch verschwiegen, 
sondern der aufmerk-
samen Beobachtung und 
der kritischen Anteilnah-
me erschlossen werden.
Der Film steht für Ozus 
einzigartigen visuellen 
Stil, der gekennzeichnet 
ist durch die niedrige Ka-
meraperspektive der Un-
tersicht, die unbewegliche 
Kamera (es gibt im ganzen 
Film nur zwei Kamera-
fahrten) und den frontalen 
Schuss und Gegenschuss 
bei Dialogszenen. Ein 
Muss für Filmliebhabe-
rInnen!
Einführung durch Film-
wissenschaftler Oswald 
Iten. 

Freundliche Grüsse
Martin Bucher
FLIZ FilmliebhaberInnen 
Zug
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Mittwoch, 3. Dezember, 
Monatsbar der Alternativen – 
die Grünen, Zug
ab 18.30 Uhr, Siehbach-
saal, Chamerstrasse 33, Zug
Mit Köchinnen und Kö-
chen des Vorstands 

Samstag, 6. Dezember, 
MV Junge Grüne Schweiz
In Zug

Gültig wählen im 
Majorz-Wahlverfahren:

• Ich kann den Wahlzettel nur 
handschriftlich ausfüllen.

• Ich kann nur Namen von 
Kandidatinnen oder 
Kan    di daten auf dem 
«Bei blatt Wahlvorschläge» 
aufführen.

• Ich kann den Wahlzettel ganz 
oder teilweise mit Namen 
von Kandidatinnen oder 
Kandidaten ausfüllen.

• Ich kann den Namen der 
gleichen Person nur einmal 
aufführen (kumulieren nicht 
erlaubt).

• Ich kann auf dem Wahlzettel 
nur so viele Namen von 
Kandidatinnen oder 
Kandidaten aufführen, wie 
zu wählen sind.

Ich füge aus zähltechnischen 
Gründen zusätzlich zu den 
Namen der Kandidatinnen 
oder Kandidaten auch ihre 
jeweilige Nummer bei.

Die Alternativen im 
Kanton Zug
 
Alternative – die Grünen 
Zug
Postfach 4806
6304 Zug
041 711 99 09
www.alternative-zug.ch 
info@alternative-zug.ch

Öffnungszeiten Büro 
Alternative – die Grünen 
Zug:
Dienstag 9.15–13.15 Uhr
Donnerstag 9.15–13.15 Uhr

Alternative – die Grünen 
Baar
Anna Lustenberger-Seitz
info@alternative-baar.ch

Alternative – die Grünen 
Menzingen
Barbara Beck-Iselin
b.beck-iselin@bluewin.ch

Alternative – die Grünen 
Unterägeri
Cornelia Mayinger
cornelia.mayinger@datazug.ch

Alternative – die Grünen 
Stadt Zug
Postfach 4805, 6304 Zug
info@alternative-stadt.ch

Forum Oberägeri
Philipp Röllin
forum-oberaegeri@mymail.ch

Grünes Forum Hünenberg
Rita Hofer
rita_hofer@bluewin.ch

Grüne Risch-Rotkreuz 
(ehemals Gleis 3 Alternative 
Risch)
Irene Widmer
mail@gruene-rischrotkreuz.ch

Grüne Steinhausen
Postfach 123
6312 Steinhausen
steinhausen@alternative-zug.ch

Junge Alternative Zug
Postfach 4806, 6304 Zug
junge.alternative@gmx.ch

Krifo Alternative Cham
Sha Ackermann und 
Roman Ambühl
cham@alternative-zug.ch

Alternative Grüne 
Fraktion im Kantonsrat
www.alternativefraktion.ch

Grüne Partei Schweiz
www.gruene.ch
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